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ſenet haben, die Regierung zu fragey,

tiger Waren gegenüberſtand.

Nr. 109.

Der Reichstag wird ſich heute mit der von den Sozial
demokraten eingebrachten Jnterpellation über die
Unterſtützung der alldeutſchen Agitation
durch amtliche Organe beſchäftigen. Dieſe Agitation
wird von den verſchiedenſten Behörden mit ungeheurem
Eifer gefördert und begünſtigt, und zwar beſonders ſeit
dem Tage, wo ſich die „alldeutſch“ denkenden Elemente zu
der neuen Deutſchen Vaterlandspartei“ zu-
ſammengeſchloſſen haben. Ganz offen wird von amtlichen
Perſonen, mit Anwendung aller ihnen zu Gebote ſtehenden
Beeinfluſſungsmittel, für dieſe Partei geworben, wird den
abhängigen Beamten und andern von der Behörde ab-
hängigen Perſonen der Eintritt in die Partei der Herren
von Tirpitz und Kapp „nahegelegt“. Teils offen und teils
verſteckt wird zum Kampfe gegen die Reichstags-
mehrheit aufgefordert. Es iſt ein Skandal, ſagt das
„Berl. Tagebl.“, daß in dieſer Weiſe gegenüber Perſonen,
die auf die Gunſt ihrer Vorgeſetzten angewieſen ſind, ein
Gewiſſenszwang zugunſten einer Partei ausgeübt
wird. Es iſt ein nicht geringerer Skandal, daß man, mit
Ausnutzung amtlicher Autorität, mitten im Kriege das
Volk gegen den Reichstag aufznuhetzen verſucht.
Als Stichproben ſtellt das genannte Blatt einiges aus
ſeinem Material zuſammen. Der Reichstag wird heute

ob dieſe An
gzben richtig und zutreffend ſind.

Jſt es richtig, daß Herr
Stadtdirektor Tramm in Hannvver

ſeine Amtseigenſchaft benutzt, um für die Deutſche
Vaterlandspartei, zu deren Häuptern er gehört, Propaganda
zu machen? Jſt es richtig, daß er der Partei als Geſchäfts
ſtelle das Zimmer 148 des von Gemeindemitteln
unterhaltenen Rathanſes eingeräumt hat, daß der
Magiſtrat kürzlich eine nur „alldeutſch“ zu nennende Poſt-
karte an die Schuldirektionen zur Verteilung ſandte, und
daß in den Amtsſtellen der ſtädtiſchen Spar-
kaſſe der Aufruf des Landesvereins der Vaterlandspartei
die Wände ziert? Jſt es richtig, daß im Rathaus zu
Königsberg, wo der angeblich „liberale“ Herr Körte regiert,
die Beamten während der Dienſtſtunden erſucht wurden,
ſich der „Deutſchen Vaterlandspartei“ anzuſchließen?

Jſt es richtig, daß die
königliche Eiſenbahndircktion in Breslau

vor einigen Tagen auf dem Dienſtweg ihren Beamten ein
Schreiben hat zugehen laſſen, in welchem ſie aufgefordert
werden, ihre Namen unter einen beigefügten „Schleſiſchen
Aufruf gegen die Reichstagsmehrheit“ zu ſetzen? Jſt es
richtig, daß das Begleitſchreiben, das dieſe Aufforderung
enthält, folgendermaßen loutet:

Breslau, den 24. September 1917.
Der vorſtehende Aufruf wird mit Zuſtimmung des Herrn

Präſidenten der Königlichen Eiſenbahndirektion bei den
höheren Beamten und den Beamten der Königlichen Eiſenbahn-
direktion und der Aemter in Breslau mit dem Anheimgeben

Wir geben heute einen Auszug aus dem Referat von Hein-
rich Cunow, das dem Würzburger Parteitag der deut-
ſchen Sozialdemolyatie erſtattet wird:

Das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsgetriebe hat im Weltkrieg eine
vollſtändige Umfchaltung erfahren. Die Zufuhr einer Reihe der
wichtigſten Rohſtoffe und Lebensmittel hörte ſchon bald nach
Kriegsbeginn auf, während zugleich die Ausfuhr deutſcher Fabri-
kate nach dem Ausland eine ſkarke Einſchränkung erlitt. Dieſe
Unterbrechung der Handelsverbindungen traf Deutſchlund um ſo
ſchwerer, als es ſich in den vier Jahrzehnten ſeit dem Deutſch
Franzöſiſchen Kriege zu einem der erſten Jnduſtrieſtagken der
Welt entwickelt hatte und in dem Jahrfünft vor de
durchſchnittlich jährlich für 4627 Millionet: Mark reine Röhſtoffe,
ohne Halbfabxrikate, und für 2902 Millionen Mark Nabrungs-
und Genußmittel, ohne lebendes Vieh, aus dem. Auskand. bezogen
hatte, dem eine Ausfuhr von ungefähr 5450 Millionen Mark. fer-

Zudem wurde der Produktion der
verſchiedenen Gewerbezweige und der Landwirtſchaft plößzkich ein
großer Teil der Arbeitskräfte entzogen und ferner der -Waren-
verfand infolge der Jnanſpruchnahme der Eiſenbahnen und
ſonſtigen Transportmittel durch die Heeresverwaltung immer

wieder geſtört.

Iſt es richtig
in Umlauf geſetzt, ſich ihm, ſoweit das nicht etwa ſchon ge-
ſchehen, anſchließen und zutreffendenfalls ihren Namen
in die beigegebene Namenliſte eintragen zu wollen. Die qusge-
füllten Namenbogen erſuche ich, mir bis 1. Ottober d. J. wieder
zugehen zu laſſen.

gez. Wagner, Lber- und Geheimer Baurat.
An die Direktionsburcaus und ſämtliche Aemter in Breslau.

Jſt es richtig, daß in Eydtkuhnen der
Ants und Gemeindevorſtecher

Krüger in einem von ihn allein unterzeichneten Aufruf
Mitglieder für die Deutſche Vaterlandspartei geworben hat?
Jſt es richtig, daß es in dieſem Aufruf heißt: „An alle
Bürger des Ortes ohne Unterſchied des Standes und der
Parteiſtellung richte ich daher die Bitte, ſich der Deut-
ſchen Vaterlandspartei anzuſchließen. Um jedem Gelegen-
heit zu geben, der Deutſchen Vaterlandspartei beizutreten,
werden in den nächſten Tagen Boten mit Eintragsliſten,
die zur Empfangnahme der Jahresbeiträge berechtigt ſind,
von Haus zu Haus gehen.“ Jſt es richtig, daß dieſer
Aufruf die Unterſchrift trägt: „Eydtkuhnen, den 21. Scep-
tember 1917. Der Amts- und Gemeindevorſteher Krüger.“?

Jſt es richtig, daß in Pr.-Holland ein Aufruf, auf
grünem Papier, verbreitet wurde, in dem der Landrat zur
Teilnahme an einer Verſammlung aufforderte? Jſt es
richtig, daß dieſer Aufruf, vom 18. September 1917 datiert.
links oben in der Ecke den Amtsvermerk trägt:

Der Landrat
G. Nr. 60879

und daß es in dem Aufruf, nach einleitenden Bemerkungen,
heißt: „Jn dieſem Sinne faſſe ich auch die Arbeit der jüngſt
gegründeten Vaterlandspartei auf. Auch über
ihr Ziel und ihre Arbeit werden wir bei dieſer Gelegenheit
ſprechen. Jch weiß alle führenden Kräfte im Kreiſe ſchon
an dieſem ſchweren Werke vereint.“? Jſt es richtig, daß
dieſer Aufruf „mit deutſchem Gruß für Heim und Hof“
unterzeichnet iſt: „Der Landrat. J. V. Robert Tor-
n o w.“7?

Jſt es richtig, daß im „Schneidemühler Tageblatt“ am
28. September der Oberbürgermeiſter von
Schneidemühl, Dr. Krauſe, zu einer „Hindenburg-Feier“
der „Deutſchen Vaterlandspartei“ auffordert? Jſt es rich-
tig, daß es in dieſem Aufruf heißt: „Es gilt um Deutſch-
lands Rettung, Ehre und Zukunft! Auf dem Feſtplatz
in der ehemaligen Goldankaufsſtelle werden Beitrittserklä-
rungen gegen Hinterlegung des Jahresbeitrags von 1 Mark
entgegengenommen“ Jſt es richtig, daß der Herr
Oberbürgermeiſter von Schneidemühl zwar für die „Deut-
ſche Vaterlandspartei“, aber nicht für die deutſche Sprache
ein genügendes Empfinden hat, da man nicht ſagen kann:
„Es gilt um Deutſchlands Rettung.“

Jſt es richtig, daß am Freitag den 21. September die
Beamten des Jngenieurkomitees

befragt wurden, ob ſie an der Verſammlung der „Deutſchen
Vaterlandspartei“ in der „Philharmonie“ teilnehmen woll-

1. Jahrgang.

s

ten? Jſt es richtig, daß das Präſidium des Komitees
die Frage durch die einzelnen Abteilungsvorſteher an die
Abteilungen weiterleiten ließ, und daß den Beamten, welche
die Frage bejaht hatten, dann die Eintrittskarten perſön-
lich übergeben wurden? Jſt es richtig, daß in zahlxeichen
Schulen, ſo z. B. im Viktoria Gymnaſiurm in
Potsdam und auch in Berliner EGymnaſien die
Direktoren ähnliche Anfforderungen an die Lehrerſchaft rich-
teten?

Jſt es richtig, daß in Städten und Ortſchaften Lſt-
preußens, z. B. in Marggrabowa, die

Geiſtlichen in der Kirche

von der Kanzel herab die Andächtigen ermahnen, der „Deut-
ſchen Vaterlandspartei“ beizutreten? Jſt es richtig, daß im
„Kreisanzeiger“ von Jſerlohn ein Aufruf erſchienen iſt, der
folgendermaßen lautet

Wir im Landkreis Jſerlobhn, mögen wir nun Arbeiter, An
geſtellte, Kaufleute oder Landarbeiter ſein, werden das
wiſſen wir alle unbekümmert um die Parteigzänkereien und
die uns im Ausland bloßſtellende Friedensent-
ſchlieſß ung des Reichkstags, unſre Brüder beim Heer und
bei der Flotte, die Männer vom Stollen, Flugzeug und Tanch-
boot, auch künftig nicht undankbar im Stiche laſſen, ſondern
nach Kräften dazu beitragen ibnen, deren Beiträge Blut, ge
rade Knochen, Geſundheit und Leben ſind, das Rüſtzeug zum
ferneren ſiegreichen Kampfe zu verſchaffen. Daran möchte ich
angeſichts der 7. Kriegsanleihe die Kreiscingeſeſſenen hiermit

erxinnern.

Jſerlohn, im September 10917.
Der königliche Landrat.

Nauck, Geheimer Regierungsrat.
Man wird hoffentlich nicht, auf all dieſe und auf die

ſonſt noch auftauchenden Frage, die Antwort hören, die
„Deutſche Vaterlandspartei“ ſei keine eigentliche Partei, ſie
wolle ſich nach dem Kriege wieder auflöſen, ſie habe ſogar
„Liberalc“ die Herren Körte, Traub, Dirichlet und Ge-
noſſen in ihren Reihen. Erwachſene Menſchen kann man
nicht mit ſolchen Kindergeſchichten abſpeiſen. Die „Deutſche
Vaterlandspartei“ iſt, wie ihr Name beſagt, eine Partei,
und ſie hat ſich das Ziel geſtellt, die Politik, die von der
Reichstagsmehrheit vertreten wird, in möglichſt
weiten Volkskreiſen zu diskreditieren. Jn ſeiner
Note an den Papſt erklärt der Reichskanzler, daß die Re-
gierung „im Eintlang“ mit der Reichstagsmehrheit handle,
und ſomit richtet ſich die Agitation der „Deutſchen Vater-
landspartei“ auch gegen die Regierungspolitik.
Wie iſt es möglich, daß trotzdem die amtliche Begünſti-
gung dieſer Agitation im ganzen Lande geduldet wird? Jſt
es richtig, daß am 7. März 1917 Dr. Michaelis, damals
preußiſcher Ernährungskommiſſar, in ſeiner großen Rede
im Abgeordnetenhaus erklärte: „Jch wollte wiſſen, wer mir
in den Arm fallen will

er Wirtſchaftspolitik.
Die nächſte Folge des Krieges konnte unter dieſen Umſtän-

den nur eine
ſchwere Erſchütterung des ganzen Wirtſchaftslebens

ſein; doch gelang es der Jnduſtrie, ſich nach und nach den neuen
Produktions- und Abſatzbedingungen anzupaſſen, indem ſie ſich
auf den veränderten Bedarf des Jnlandsmarktes und die raſch
ſteigenden Anforderungen der Heeresverwaltung einrichtete und
die knapp werdenden Roh- und Halbſtoffe, ſoweit möglich, durch
Erſatzſtoffe ergänzte: eine Anpaſſung, die vielfach die völlige
Umänderung der Betriebs- und -Arbeitsweiſe ſowie der techniſchen
Einrichtungen erforderte. Zugleich ſah die Staatsverwaltung,
gezwungen durch die wirtſchaftliche Noklage, ſich genötigt, in das
freie Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte einzugreifen und Anleihen
beim ſozialiſtiſchen Organiſationspringip zu machen: den Lebens-
mittel und Rohſtoffverbrauch zu rationieren ſowie Reglemen-
tierungen der Warenerzeugung und des Warenhandels vorzu

nehmen. SDie heutige Wirtſchaft iſt demnach eine auf den Kriegs-
bedarf eingeſtellte anormale Wirtſchaft: eine Anpaſfung an den
Krizgszuſtand. Daraus ergibt ſich, daß nach dem Krieg eine
e ente Umſchaltüng nötig iſt: die Rücktehr zur Frie-dens wirtſchaft. Dieſe Wiederumſchaltung kann nicht der privaten

Jnitiative überlaſſen bleiben denn Antrieb und Regulator der
Privatwirtſchaft iſt der Profit. nicht der Nutzen der
wirtſchaft und der großen Volksmaſſe. Gerade im Jntereſſe der
ſchwächeren und ärmeren Voltsſchichten licgt es, daß dem Ueber-
gang zur Friedenswirtſchaft der Weg geebnet wird, das heißt der
Uebergang planmäßig ohne tiefere Erſchütterung des ganzen Er-
werbslebens erfolgt.

nebergangswirtſchaft.
Unter den verſchiedenen Einzelproblemen der Kriegswirt-

ſchaft iſt vielleicht das wichtigſte, die genügende Bieſchaffung
von Rohſtoffen, denn infolge des langen Krieges iſt der
Rohſtoffrorrat Deutſchlands ſehr zuſammengeſchmolzen. Ohne
Rohſtoffe kann aber die deutſche Jnduſtrie ihren frükeren Betrieb
nicht wieder aufnehmen und weder den Jnlandsmarkt verſorgen,
noch die während des Kriegesverlorengegangenen Abſatzmärkte
wiedergewinnen. Die Heranſchaffung der Rohſtoffe iſt jedoch um
ſo ſchwieriger, als ſich auf dem ausländiſchen Rohſtoffmartt wäh-
rend der Kriegsjahre mannigfoche Verſchicbhungen vollzogen
haben. Es haben ſich keineswegs, wie oſt angenommen wird. auf
den großen Stavelplätzen bedeutende Rohſtoffmengen angehäuft,
und ſoweit ſolche Vorräte vorhanden ſind, befinden ſie ſich meiſt
in Feindeshänden. Vornehmlich hat England einen großen Teil
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aufſtapeln laſſen.
großen Nachfrage auf dem Rohſtoffmarkt, mit Preistreibereien
und Spekulationen ſogenannten Händlerringe zu rechnen, denen
nur durch organiſierten Einkauf bègegnet werden kann.

Aehnlich ſteht es mi. der Lebeinsmilteleinfuhr nach
dem Krieg. Auch im neutralen Ausland hat der Weltkrieg die
Preiſe vieler Lebensmittel ſtark in die Höhe getrieben; eine
Maſſenausfuhr aus den neu ralen Staaten würde daher, falls die
nicht von den betreffenden Regierungen verboten würde, weitere
Preisſteigerungen, und ſoweit Deutſchland in Betracht kommt,
eine weitere Entwertung der Währung, alſo eine noch größere
Verminderung der Kaufkraft unſers Geldes, nach ſich ziehen.

Zugleich gilt 8, den jetzigen
Tiefſtand der deutſchen Valuta

durch Förderung der Ausfuhr ſolcher Artikel, die auf den Aus-
landemärkten nack, dem Kriege ſehr begehrt ſein werden und die
Deutſchland im Ueberfluß zu erzeugen vermag, möglichſt bald zu
beſeitigen. Finanztechniſche Maßnahmen allein genügen nicht
Zwar wird ſich, ſobald Deutſchland nach dem Kriege wieder auf
hreiterer Baſis mit de. Ausland in Handelsbeziehungen tretèn
tann und ſein Wechſelkurs nicht mehr bloß an einigen nebenſäch-
lichen Deviſen, ſonderr wieder an den Weltdeviſen gemeſſen wird,
vo ſelbſt eine allmähliche Gejundung einſtellen; aber ihr kann
und muß durch eine jeſchickte Regulierung der Zah-
iungsbila r nachgeholfen werden.

Eine der erſter Vorbedingungen für ſolche Wiederbelebung
des deutſchen Wirtſchaftskörpers iſt die ausreichende Leiſtung s-
fähigkeit der deutſchen Handelsflotte. Die ſtarke
Nachfrage nach Art. die nach dem Krieg einſetzen
wirl, erfordert uch einen größeren Schiffsraum. Tatſächlich
wird aber nach dem Kriege die Welthandelsflotte viel weniger
lenſtungsfähiger ſein als vorher. Beſonders gilt das von der
deutſchen Handelsmarine, die im Kriege über zwei Millionen
Bruttotonnen verloren hat, während über 1 Million Tonnen in
fremden Häfen ünterſchlupf gefunden haben, die meiſt erſt nach
gründlichen Reparaturen wieder in die Fahrt eingeſtellt werden
tonnen.

An Arbeitskräften für den wirtſchaftlichen Wiederaufbau
wird es, ſobald die zur Fahne Einberufenen wieder in die Hei-
mat zurückkehren, nicht fehlen. Weit eher iſt, da ſich zunächſt die
Induſtrie erſt wieder den veränderten Produktionsbedingungen
anpaſſen muß und es vorerſt noch an Rohſtoffen fehlen wird, eine

Ueberfüllung des Arbeitsmarktes,
Lohndrückerei und in manchen jetzt brachliegenden Jn-
duſtrie- und Handelszweigen eine ſtarke Arbeitsloſigkeit
zu befürchten ein Zuſtand, der um ſo trauriger für die Ar-
beiterſchaft ſein würde, als vorausſichtlich ohnebin die Löhne
ſchneller fallen werden als die Preiſe mancher notwendigen Le-
bensmittel. Daher muß auch die Unterbringung der Arbeiter in

Waren aller

paſſenden Arbeitsſtellen planmäßig durchgeführt

werden. wAus dieſer Notwendigkeiteiner allmählichen, organiſierten
Ueberleitung der jetzigen Kriegswirtſchaft im die zukünftige Frie-
dens wirtſchaft ergeben ſich für die ſozialdemokratiſche Arbeiter-
ſchaft folgende, in meinem Parteitagsreferat näher erläuterte
und begründete

er wichtigſten Rohſtoffvorräte in ſeinen Kolonien aufgekauft und
Demnach iſt nach Friedensſchluß mit einer

22. Ebenſo muß die Einfuhr der Nahrungsmittel, der
Futtermittel und der fremden Fabrikate geregelt und unter

Betriebsorganiſationen übertragen werden. Die Rationierung
der wichtigſten Lebensmittel muß vorläufig unter Feſtſetzung
von Höchſtpreiſen beſtehen bleiben. Die Einfuhr von Delika-
teſſen und entbehrlichen teuern Genußmitteln ſowie von in-
duſtriellen Luxwartikeln iſt weiterhin aufs äußerſte zu be-
ſchränken.

3. Zur Hebung der deutſchen Valuta iſt nach dem Kriege

Außerdem müſſen die deutſchen Guthaben im Ausland fläſſig
gemacht, in deutſchen Händen befindliche fremde Wertpapiere
nach dem Ausland abgeſtoßen und, ſoweit das zu einigermaßen
guten Bedingungen möglich ſein ſollte, kurzfriſtige Anleihen
an den fremden Hauptbantplätzen aufgenommen werden.

4. Zur Wiederherſtellung der deutſchen Handelsflotte ſind.
unter beſtimmten Bedingungen, die dem Staat eine Mitver-
fügung über Schiffsraum, Ladung und Fahrtrichtzung ſichern
und dem wirtſchaftlichen Volksintereſſe genügende Garantien
bieten, den Reedereien aus Reichsmitteln Entſchädigungen zu
zahlen und Schiffsbaudarlehen vorzuſtrecken.

Am beſten wäre die Vereinigung aller großen Schiffahrts-
unterneh nungen zu einem unter Staatsaufſicht ſtehenden
Syndikat, da die Regierung in dieſem Falle nicht nur über-
triebenen Frachkfeſtſetzungen hemmend entgegenzuwirken, ſon
dern auch eine gewiſſe Gewinnbeteiligung des Staates durch
zuführen vermöchte.

5. Die zur Fahne einberufenen Arbeiter und Angeſtellten
dürfen nach Friedensſchluß nicht nach rein militäriſchen Ge-
ſichtspunkten ohne Rückſicht auf die L des Jnduſtrie- und
Arbeitsmarktes entlaſſen werden. Du örtliche und provin
ziale, unter Leitung ſtaatlicher Arbeitszentralen ſtehende Wirt
ſchafte- oder Arbeitsämter, zu denen ſowohl Vertreter der
Unternehmer- als der Arbeiterorganiſationen hinzugezogen
werden, iſt feſtzuſtellen, welche und wie viele Arbeitskräfte in
den eingelnen induſtriellen Bezirken gebraucht werden. Dieſe
Aemter haben auch die Arbeitsvermittlung zu übernehmen und
ſich mit den Militärbehörden über die Entlaſſungen zu verſtän-
gen. Die Arbeiter, die in Privatbetrieben kein Unterkom-
men finden, ſind vorläufig mit ihrem Arbeitsvermögen ange-
meſſenen Staats- und Gemeindearbeiten zu beſchäftigen.

6. Die deutſche Arbeiterſchaft fordert ſowohl im Beirat
des Reichskommiſſariats für Uebergangswirtſchaft als auch. in
den ſtaatlichen Leitungs- und Aufſichtszentralen eine ent-
ſprechende Vertretung, und zwar nicht nur inſoweit, als reine
Arbeiterfragen in Betracht kommen, ſondern was die gange
organiſatoriſche Wiederumſchaltung des Wirtſchaftsgetriebes
anbelangt

Ferner darf die Durchführung der Uebergangswirtſchaft
nach dem Aufhören der am 4. Auguſt 1914 dem Bundesrat er-
teilten Kriegsvollmachten nicht dem Gutdünken des Bundes-
rats und der Militärdiktatur überlaſſen bleiben; es müſſen
vielmehr für ſie geſetzliche Unterlagen geſchaffen, d. h. geſetzlich
beſtimmte Einrichtungen getroffen und für dieſe Verhaltungs-
vorſchriften feſtgelegt werden.

Monopol-, Handels- und Zollfragen.
Forderungen:

1. Planmäßiger Eintauf, Einfuhr und Verteilung der
freinden Rohſtoffe durch fachkundige Rohſtoffeinkaufs- und
Vertriebsgeſellſchaften unter ſtagatlicher Aufſicht. Feſtſetzung
von Einfuhrgroßpreiſen und Reglung der Verteilung bis auf
die den betreffenden Rohſtoff verarbeitenden Fabriken

Jit auch die planmäßige Ueberleitung der Kriegswirtſchaft
in die Friedenswirtſchaft zunächſt das dringendſte Problem unſrer
Wirtſchaftspolitik, ſo ergeben ſich doch ſchon für die nächſte Zeit
aus der veränderten Wirtſchaftslage noch verſchiedene andre
ſchwierige Aufgaben; denn während einerſeits viele Jnduſtrie-

ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden kaufmänniſchen Einkaufs- und

die Ausfuhr von deutſchen Fabrikaten möglichſt zu ſteigern

wälzung erfahren und eine Schulung in der modernen Maſſen
fabrikation durchgemacht häben, haben anderſeits die Konzentra-
tions und Kartellierungsbeſtrebungen neue Anſtöße erhalten.
Und mächtiger noch als in der Induſtrie wird ſich vorausſichtlich
die Konzentrations- und Monopoliſierungstendenz im deutſchen
Bankgewerbe erweiſen, ſobald nach dem Kriege das Deutſche Reich
wie die Einzelſtaaten und Gemeinden ſich zur Aufnahme größerer
Anleihen gezwungen Fehen werden und zugleich Jnduſtrie, Han-
del und Transporigewerbe zum Zwecke des wirtſchaftlichen Wieder
aufbaues ihre Anſprüche an. das Bantgewerbe ſtellen.

Zudem erfähr. der Außenhandel eine ſtarke Umgeſtaltung.
Durch der Weltkrieg hat Deutſchland eine ganze Reihe ſeiner
fremden Abſatzmärkte verloren. Sie zurückzugewinnen, wird
vielfach ſehr ſchwer halten, da inzwiſcher die ausländiſche Kon
kurrenz ſich dort feſtgeſetzt hat. Ueberdies kann es heute bereits
als ziemlich ſicher gelten, daß mit dem formellen Friedensſchluß
der Wirtſchaftskrieg mit England und ſeinen Kolonien nicht auf
hören wird, vielleicht auch nicht mit den Vereinigten Staaten
von Amerika und mit Frankreich, mögen auch in die Friedens-
vereinbarungen allerlei ſchöne Handelszuſicherungen Aufnahzne
finden. Jn England iſt die ſeit Jahrzehnten geplante „Jmperial
Federation“, die Vereinigung des engliſchen Mutterlandes mit
ſeinen ſelbſtändigen Kolonien zu einer Art Reichswirtſchafts und
Zollverband im Werden begriffen und wird höchſtwahrſcheinlich
bald nach Friedensſchluß zuſtande kommen.

Aus dieſer Wirtſchaftsumwälzung ergeben ſich verſchiedene

weitere Forderungen
für die deutſche Sozialdemokratie, von denen hier als die wichtig
ſten zu nennen ſind

1. Ueberführung der privaten Jnduſtriemonopole in
Staatsmonopole, vornehmlich des geſamten Bergbaues, der Roh-
eiſen- und Rohſtahlproduktion ſowie der Rüſtungsinduſtrie.

2. Erweiterung der Staatsaufſicht über die Banken. Er
richtung von ſtaatlichen Bankkommiſſariaten. Weiterer Ausbau
der Reichsbank und Vermehrung ihres Einfluſſes auf das private
Bankgetriebe.

3. Abſchließung von Handels und Zollverträgen mit
Oeſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei, in denen die
vier Verbündeten ſich gegenſeitig beſondere Handels und Zoll-
vorteile zuſichern.

4. Abſchluß günſtiger Handelsverträge mit Rußland und
Rumänien beim Friedensſchluß, die dieſe beiden Mächte dem
mitteleuropäiſchen Wirtſchaftskomplex angliedern.

5. Als Vorbedingung für die Herſtellung ſolcher Handels
beziehungen eine Aenderung der bisherigen deutſchen Zoll-
politik, welche die Abſperrung des deutſchen Jnlandsmarktes
durch hohe Lebensmittelzölle beſeitigt, zumal ohnehin der Preis
ſtand vieler Bodenerzeugniſſe ſich noch Jahre hindurch auf einer
außergewöhnlichen Höhe halten wird.
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An Aufgaben, Arbeit und Kampf wird es demnach in der
kommenden neuen Wirtſchaftsärag nicht fehlen. Aber ohne Kampf

kein Fortſchritt. Die deutſche Sozialdemokratie ſchließt Cu-
now muß heraus aus ihrer nur zu oft faſt rein negativen
Beharrung, ihrem Hängen an alten durch die Entwicklung über
holten Jlluſionen und Formeln, heraus zu realpolitiſcher Mit-
arbeit am Wiederaufbau des Zerſtörten auf beſſern wirtſchaft-
lichen Grundlagen und in beſſern Formen! Die Arbeit, die ge-
fordert wird, iſt Vorbereitungsarbeit für eine frohere, geſichertere

zweige während des Krieges eine bedeutende techniſche Um-

Was der Krieg
Die zweite Papſtnote.

Aus London wird berichtet:
Sonninos Organ „Giornale d'Jtalia“ meldet: Jn einer

Mote an die Entente-Mächte teilt der Papſt den Wortlaut
der Antworten der Mittelmächte auf die Friedensnote mit.
Er erklärte, Grund zu der Annahme zu haben, daß dieſe
Antworten als eine Mitteilung betrachtet werden dürften,
daß Deutſchland bereitiſt, Belgien und Nord-
frankreich zu räumen. Der Papſt fragt nun an, ob
er Deutſchland bitten ſolle, ſeine Bedingungen beſtimmt zu
umſchreiben. Der Papſt biete alſo eine direkte
Vermittlung an.

Das Blatt vernimmt, die Abſichten Deutſchlands ſeien
dem Papſt bekannt, und zwar aus Beſprechungen, die der
Nunzius von München und der von Wien mit der deutſchen
und öſtereichiſchen Regierung gehabt haben, ohne daß jedoch
Noten überreicht wurden. Jnformationen, die den Papſt
in die Lage ſetzen, den Alliierten die Verſicherung zu geben,
daß Deutſchland bereit wäre, Belgien und die in Frage
kommenden beſetzten Provinzen Frankreichs zu ränumen,
wurden dem Heiligen Stuhle mit den Berichten beider ge-
nannter Geiſtlichen gegeben. Jn allen dieſen Berichten
wurden die Abſichten über Belgien auscinandergeſetzt nicht
als abſolute Bedingungen, ſondern als Bedingungen,
über die in einander folgenden diplomatiſchen Verhandlun-
gen geſprochen werden könne. Der Bericht des Nunzius in
Wien ſetzt die öſterreichiſchen Bedingungen bezüglich Jtalien
auseinander.

Jn feiner zweiten Note an die Entente-Mächte gibt der
Papſt auch ſeine Abrüſtungsvorſchläge genauer
kund: dieſe umfaſſen: Abſchaffung der militäriſchen Dienſt-
pflicht und Einſetzung eines Handelsboykotts gegen Frie-
densſtörer. Dieſer Boykott muß von einem internationalen
Schiedsgericht proklamiert werden, deſſen Aufgabe die Feſt-
ſtellung iſt, daß eine Verletzung des Friedens ſtattgefun-
den hat.

Zu der vorſtehenden Meldung bemerkt das Berliner
Zentrumsblatt, die „Germania“, die Meldung ſei an Ber-
liner amtlicher Stelle allerdings uoch nicht beſtätigt worden,
doch dürfte die Nachricht nach Mitteilungen, die dem Blatte
von einer Stelle, die „wohl unterrichtet ſein dürfte“, gemacht

werden, ihre Richtigkeit haben.
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Neue Verſenkungen.
Amtlich wird gemeldet:
Neue U. Boots-Erfolge im Aermelkanal und in

der Mordſee: vier Dampfer, ein Segler, ein Fiſcherfahr-
darunter drei bewaffnete Dampfer und der nenezeug,

giſchen Soldaten in Holland haben dieſe ſeit geraumer
Zeit lebhaft Klage geführt.
Sozialiſt“ ſagt, in der bürgerlich- belgiſchen Preſſe Hollands ſehr

engliſche Segler „Jndependence“. Von den drei be-
waffneten Dampfern fuhr einer unter franzöſiſcher
Flagge, ein andrer war vom Ausſchen des engliſchen
Dampfers „Kendal Caſtle“ (3885 Bruttoregiſtertonnen).

Belgier flüchten nach Deutſchland.
Ueber die Lebensverhältniſſe der internierten bel-

Das wird ihnen, wie dex „Belgiſche

übelgenommen. Doch der „Belgiſche Sozialiſt“ entgegnet:
Wir haben das Material über die Klagen geſammelt und

es den zuſtändigen Behörden überreicht. Unſre Regierung hat
aber nie geantwortet. Sie ließ alles beim alten. Die
Mißſtimmung iſt allmählich in Enttäuſchung und Verzweiflung
umgeſchlagen. Schließlich griffen die Jnternierten zum äußer-
ſten Mittel. Sie flüchteten nach Deutſchland, um
dort Arbeit anzunehmen. Die belgiſche Regierung verſäumt
ihre Pflichten gegenüber den Jnternierten, während die Hand-
lungsweiſe der Jnternierten, wenn auch nicht zu beſchönigen, ſo
doch zu begreifen iſt. Die Rettung aus den herrſchenden Zu-
ſtänden kann nur von der belgiſchen Regierung kommen. Sie
ſteht vor der Wahl, die Dinge zu laſſen, wje ſie ſind, was gleich
bedeutend iſt mit der Fortſetzung der Flücht von Jnternierten
nach Deutſchland oder zu handeln, indem ſie dem ſehn-
ſüchtigen Verlangen der Jnternierten nach lohnender Betätigung
Rechnung trägt.

Jm beſetzten Belgien ſtehen die Dinge nicht beſſer.
Die Lebensmittel reichen nicht hin. Die Arbeitermaſſen gehen
ihrer völligen Erſchöpfung entgegen. Sie haben zu wählen
zwiſchen Hungersnot und Arbeit im Dienſte der beſetzten Macht.
Es liegt auf der Hand. wie die Entſcheidung ausfällt. Die
Menſchen ziehen das Leben dem Tode vor. Sie gehen nach
Deutſchland. Nicht gezwungen, ſondern frei-
willig. Seit einiger Zeit ſind es ihrer wöchentlich an 5000,
die nach Deutſchland gehen, um dort zu' ſuchen, was ſie in Bel
gien nicht finden: Leben durch Arbeit!

Zum Schluſſe deutet der „Belgiſche Sozialiſt“ an, daß die
belgiſche Regierung von ihren Verbündeten die nötigen Mittel ent-
weder nicht anfordere oder nicht erhalte, um den Belgiern im
beſetzten Gebiet und in Holland wirkſam zu helfen.

Durcheinander.
Von dem Verlauf der demokratiſchen Konferenz

in Petersburg liegen nur Petersburger Agenturberichte vor.
Danach erklärte der Vorſitzende Tſcheidſe, die Verſammlung
werde zuerſt über die Formel für oder gegen eine Ko
alition abzuſtimmen haben, darauf über zwei andre Formeln,
nämlich irſtens Koalition mit der Kadettenpartei und
zweitens Koalition allein mit Geſchäftsträgern der Kadetten-
partei. Mit 766 gegen 688 Stimmen ſprach ſich die demo-

Zukunft.

bringt.
tratiſche Konferenz f ür eine Koalition aus. Da ſich aber bei der
Unterabſtimmung über die Art der Zuſammenarbeit mit den
Kadetten keine Mehrheit fand, wurde bei einer noch maligen
Abſtimmung die Jdee einer Koalition überhaupt mit 813
gegen 180 Stimmen abgelehnt.

Nach dieſen ſich widerſprechenden Beſchlüſſen entſchied die
Konferenz, daß das beträchtlich durch Vertreter aller Gruppen
verſtärkte Bureau am Nachmittag zu einer außerordentlichen
Sitzung zuſammentreten ſolle, um die Mittel zum Ausgleich der
Widerſprüche zu ſuchen und die Einheit des demokrati-
ſchen Willens zu verwirklichen. Gleichzeitig nahm die Kon
ferenz einſtimmig eine Entſchließung an, ſich nicht eher auf-
zulöſen, als bis ſich die Regierungsgewalt in einer für
die Demokratie annehmbaren Form gebiidet habe.

„Daily Mail“ meldet aus Petersburg: Der demokratiſche
Kongreß hat mit 610 gegen 585 Stimmen den Antrag der Maxi-

maliſten auf eine Kundgebung für ſofortige Frie-
densver handlungen von der Tagesordnung abgeſetzt.

Alſo nur mit einer Mehrheit von 25 Stimmen bei an-
nähernd 1200 Stimmberöéchtigten!

Ein Geſtändnis.
Das rheiniſche Zentrumsblatt, die „Kölniſche Volks-

zeitung“ tritt trotz der wiederholten Kundgebungen der be-
rufenen Vertreter der Zentrumspartei nach wie vor für den
Eroberungsfrieden und gegen die Friedens-
kundgebung der Reichstagsmehrheit ein. Sie fälſcht zu
dieſem Zwecke den klaren Sinn des Reichstagsbeſchluſſes für
ihre Abſichten um. Jn einem Artikel ihres Berliner Ver-
treters Dr. Eiſele geht ſie ſo weit, zu behaupten, nicht in den
Reden der Alldeutſchen liege zurzeit „die eigentliche Gefahr
für unſer Vaterland und einen glücklichen Ausgang des
Krieges“; alle Vaterlandsfreunde müßten „beſorgter ſein
wegen der verhetzenden ſozialdemokratiſchen Verzichtfriedens-
agitation, als wegen bedauerlicher Entgleiſungen alldeut-
ſcher Agitatoren“.

Bisher hat die „Kölniſche Volkszeitung“ ſtets behauptet,
hinter den Annexionspolitikern, hinter den Befürwortern
des Schwertfriedens ſtehe die Mehrheit des Volkes; jetzt
aber lieſt man in dem Artikel („Köln. V.“ Nr. 766):

Man fahre einmal auf deutſchen Bohnen, man
höre ſich einmal in den Lokalen der Großſtädte um,
wo auch unſre Soldaten, welche aus dem Felde kommen,

oder die hinausgehen, verkehren. Man hört dort vielfach
Worte und Sätze aus dem ſozialdemokratiſchen
Wortſchatz, aus der ſozialdemokratiſchen Preſſe und Agi-
tation wieder, die wahrlich eine große Gefahr für den Willen
zum Durchhalten, für die Einigkeit und Einheit in der Armee
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und hinter der Front, für den Willen zum Siegen und Durch-
halten bilden. In all dieſen Schlagwörtern der ſogzialdemo-
kratiſchen Preſſe kehrt wieder, daß der Krieg „nur noch für die
Großen“ geführt werde, daß diejenigen, welche unſerm Vater-
land einen ehrenvollen, die Zukunftsentwicklung ſichernden
Frieden wünſchen, „von der Großinduſtrie bezahlt“ ſeien, oder

„kapitaliſtiſchen Jntereſſen dienten“, daß die „Annexions-
politiker“ gllein ſchuld an dem dritten Kriegs-
jahr und vielleicht an dem kommenden Kriegswin-
ter ſeien. Alle die bis zum Ueberdruß verbreiteten Verleum-
dungen über „Kriegshetzer“, über „Annexioniſten“ kehren wieder.

Die Sache der ſpektakelnden Eroberungskreiſe muß trotz
thres mit einem Rieſenkapital und mit einer
wahrhaften Barnum-Reklame arbeitenden Betriebs ſehr
ſchlecht ſtehen, wenn ein ſo ausgeprägt annexioniſtiſches
Blatt ſich zu ſolchen Worten genötigt ſieht. Dabei iſt zu
beachten, daß der Verlag der „Kölniſchen Volkszeitung“, be
ſonders im Weſten, eine ganz hervorragende Organiſation
zur Verbreitung ſeiner Zeitungen in der Etappe und an
der Front geſchaffen hat, und daß auch die „Deutſche Tages
zeitung“ in ungezählten Exemplaren täglich bei den Truppen
zur Verbreitung kommt. Dazu die in den Kaſernen und in
den Etappen verbreitete alldeutſche Broſchürenliteratur!
Wie gering iſt demgegenüber die Zahl der ſozialdemokrati-
ſchen Blätter, die ins Feld gehen! Trotz alledem muß die
„Kölniſche Volkszeitung“ traurig bekennen, wie das Volk
heute denkt und wie die Soldaten, die aus dem Felde
kommen, über das Annexionsgeſchrei urteilen. Allerdings
braucht man nicht auf deutſchen Bahnen zu fahren oder in
den Lokalen der Großſtädte zu ſitzen, um ſolche Beobachtun-
gen zu machen. Man darf ſich auch auf dem Lande nur um-
hören, wenn das Volk unter ſich ſpricht, und man wird
blaue Wunder für die Länderſchlucker erleben können.
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Regierungswechſel in Schweden.
Das Kabinett Swartz-Lindman hat mit ſeiner De-

miſſion nicht lange zögern dürfen. Bereits fünf Tage nach
Bekanntwerden des Geſamtergebniſſes der Wahlen zur
ſchwediſchen zweiten Kämmer der politiſch wichtigſten
kam es bei dem König um ſeine Entlaſſung ein. Nach dem
Ausgang der Wahlen, welche die Sozialdemokratie
als die ſtärkſte Partei Schwedens erwieſen, war es
kaum im Ernſt zu erwarten, daß zwei ſo alte Parlamen-
tarier, wie die beiden Führer des abgetretenen konſer-
vativen Miniſteriums in der Tat ſind, den Verſuch
machen würden, gegen das Volk zu regieren. Auf Auffor-
derungen ſeitens konſervativer Kreiſe, mit führenden Blät-
tern an der Spitze, dieſen Verſuch doch zu unternehmen, hat
es wahrhaftig nicht gefehlt, ein Beweis mehr, daß auch in
andern Dingen einſichtige und geſcheite Leute politiſch oft
die Zeichen der Zeit nicht verſtehen können oder wollen.

Die Bildung einer neuen Regierung dürfte mit vieler
lei Schwierigkeiten verknüpft ſein. Nach dem Wahl
ergebnis müßte Branting die Verantwortung für die
Bildung eines neuen Miniſteriums übernehmen; er ſcheint
hierzu aber gar nicht gewillt zu ſein. Er befürwortet viel
mehr eine liberal- ſozialdemokratiſche Regierung, worin der
Poſten des Miniſterpräſidenten einem Liberalen zufallen
müßte, eine Löſung der ſchwediſchen Miniſterkriſe, die am
wahrſcheinlichſten erſcheint. Der König hat zwar die
Führer der drei großen Parteien gemeinſam empfangen,
und ihnen die Bildung eines Koalitionsminiſte-
riums unter Wahrung der Neutralität des Landes emp-
fohlen. Doch ſcheint dig Stimmung für ein ſolches Experi-
ment nicht günſtig zu ſein.

Eine gute Gelegenheit, alle Parteien zur Leitung der
Geſchicke Schwedens mit heranzuziehen, hatten die Konſer-
vativen im vergangenen Frühjahr beim Rücktritt Hammer-
ſkjälds, als Swartz-Lindman die Regierung übernahmen,
aber damals wurden die Liberalen und Sozialdemokraten
einfach beiſeitegeſchoben.

Ueber die Zuſammenſetzung des neuen Kabinetts laſſen
ſich viele Kombinationen aufſtellen. Von Sozialdemokraten
iſt außer Branting, mit Palmſtierna, Lindquiſt, Rydön,
Thorßon, Nils Perßon und Aug. Nilſen als Miniſteran-
wärtern zu rechnen. Eine Verteilung der Portefeuilles vor-
herzuſagen, dürfte ſchwierig ſein. Um aber doch einige Fin-
gerzeige zu geben, ſei darauf hingewieſen, daß Palmſtierna
Seeoffizier war; Rydön iſt Volksſchullehrer in Malmö;
Aug. Nilßon, früher Chefredakteur des ſüdſchwediſchen Par-
teiorgans „Arbetet“ in Malmö, iſt nunmehr in der von
Reichstags und Kommiſſionsarbeit freien Zeit Kleinbauer:
Lindquiſt, Führer der gewerkſchaftlichen Landeszentrale
Schwedens; Thorßon, Mitglied der Reichsbankdirektion;
und Nils Perßon, Führer des ſchwediſchen Mauereverban-
des, ſind ſämtlich aus dem Handwerkerſtand hervorgegangen.
Jn den verſchiedenen Reichstagsausſchüſſen und ſtaatlichen
Ausſchüſſen haben ſie alle eine hervorragende, und auch von
den politiſchen Gegnern geſchätzte Rolle geſpielt.
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Jnternationaler Gewerkſchaftskongreß.
Nach Eintreffen der ſtandinaviſchen, böhmiſchen und unga-

riſchen Delegierten wurde der internationale Gewerkſchafts-
tongreß am Dienstag vormittag eröffnet. Der Vorſitzende,
Genoſſe Schneeberger (Bern) hielt eine kurze Begrüßungs-
anſprache, in welcher er die rein gewerkſchaftlichen Aufgaben der
Tagung umſchrieb. Anweſend ſind 73 Delegierte. Vor Eintritt in
die Tagesordnung wurde ein Schreiben des belgiſchen
und engliſchen Gewerkſchaftsbundes verleſen, das unter
ſcharfen Ausfällen auf Deutſchland und die deutſchen Gewerk
ſchaften die Ablehnung ihres Erſcheinens auf der Tagung be
gründete. Die engliſchen Gewerkſchaften lehnen es in dieſem
Schreiben ab, mit den Deutſchen zu verhandeln, ſolange die deur-
ſchen Armeen noch in beſetzten Gebiet ſtehen, ferner weil Deutſch
land den Krieg zu Eroberungszwecken begönnen und das Haager
Abkommen durch den Unterſeebootstrieg, durch Verſenkung von
Hoſpitalſchiffen und durch andre. Grauſamkeiten verletzt hätten.

löſen.

Das Mitglied der Generalkommiſſion der deutſchen Gewerk
ſchaften Genoſſe Bauer wies die engliſchen Vorwürfe energiſch
zurück. Deutſchland führe noch heute Krieg nicht um Eroberun-
gen willen, ſondern zur Verteidigung ſeines Bodens. Ein
Friede ohne Annexionen und Vergewaltigungen könne jederzeit
geſchloſſen werden, wenn die Entente auch auf Vergewaltigungen
verzichten wolle. Das tue ſie aber nicht und würde darin bis
jetzt leider noch von den Sozialiſten der Ententeſtaaten unterſtützt.
Bauer bezeichnete es als unſozialiſtiſch, ein einzelnes Volk für
den Krieg verantwortlich machen zu wollen; ebenſo ſinnlos ſei
der den Deutſchen gemachte Vorwurf der Grauſamkeit. Der
Krieg ſelbſt ſei grauſam. Man brauche nur an Englands Vor-
gehen in Jndien und Transvaal ſowie an den Baralongfall zu
erinnern, um ſich darüber klar zu werden, daß England keinen
Anlaß habe, ſich über Grauſamkeit von andern zu beklagen. Der
Hungerkrieg gegen deutſche Frauen und Kinder ſei die erſte und
ſchwerſte Verletzung der Haager Konvention in dieſem Kriege
geweſen. Die Paßverweigerung ſeitens der Ententeregierungen
nennt Bauer Sklaverei, die ſich die deutſchen Sozialiſten nicht
hätten gefallen laſſen. Die deutſchen Gewerkſchaften müßten es
ablehnen, etwa die militäriſche Verteidigungskraft Deutſchlands
zu lähmen, während die Entente- Sozialiſten die Eroberungsſucht

ihrer chauviniſtiſchen Regierungen unterſtützten.
Zur Vorberatung des gewerkſchaftlichen Friedensprogramms

und der künftigen Organiſation des Sefretariats wurden ſodann
vorberatende Kommiſſionen eingeſetzt.

Der Kongreß nahm eine Reſolution an, in der er aus-
ſprach, daß der Gewertkſchaftskongreß es ablehnen müſſe, auf
die engliſche Begründung der Verweigerung des Kongrefß-
beſuchs und überhaupt die geſamte Kriegsſchuldfrage einzugehen.

Eine weitere Reſolution ſprach das prinzipielle Einverſtänd-
nis mit der Verlegung des Sitzes des Jnternationalen
Gewerkſchaftsbureaus von Berlin nach einem andern
Land aus. Die endgültige Beſchlußfaſſung hieröber wurde dem
nächſten internationalen Gewerkſchaftskongreß vorbehalten. Die
Reſolutionen wurden mit den Stimmen aller vertretenen Länder
gegen die der Schweiz angenommen.

Anverſenkbare Schiffe
Die Erfolge des U-Boot-Kriegs haben im jenſeitigen Lager

eine Unzahl von Gehirnen in Bewegung geſetzt, die bemüht ſind,
das Problem des unverſenkbaren Schiffes zu

Nach dem „Corriere della Sera“ ſoll dies nunmehr iat-
ſächlich einem italieniſchen Jngenieur Umberto Buglieſe
gelungen ſein, deſſen Erfindung von der italieniſchen Regierung
übernommen wurde. Das unverſenkbare Frachtſchiff beſteht ge-
wiſſermaßen aus zwei ineinandergebauten Schiffen. Jn dem
äußern Schiffe befinden ſich an den beiden Seiten zwei Kam-
mern, deren Zweck es iſt, in Gemeinſchaft mit beſondern im
Schiffszentrum angebrachten Konſtruktionen den Stoß der Mine
oder des Torpedos abzulenken, der erſt nach ſeiner Entfernung
vom Schiffe zur vollen Entfaltung kommt. Jm übrigen enthält
das äußere Schiff die Hauptladeräume, während ſich im innern
Schiffe die Motoranlagen, die Dampfkeſſel, die Kohlenvorräte,
die Radioſtation und die Noträume befinden. Ein ſolches Schiff
ſoll gegen die Wirkung eines Torpedös oder einer Mine wöllig
geſchützt. ſein, es ſei. denn, daß dieſe auf einen ſchmalen unge
ſchützten Streifen an der untern Seite des Schiffes trifft, was
aber ſelten vorkommen dürfte.

Die einzigen Nachteile der neuen Konſtruktion ſollen eine
etwas geringere Geſchwindigkeit (9,8 Knoten ſtatt 10
in der Stunde) und ein kleinerer Laderaum (57 Prozent
ſtatt 70 Prozent der Geſamtwaſſerverdrängung) ſein. Die hier-
durch entſtehenden Mehrkoſten für Fracht würden ſich aber natür-
lich durch die verminderten Verſicherungsſpeſen weit mehr als
ausgleichen.

Da der Bau eines „Cargoboats“ 5 bis 6 Monate in An-
ſpruch nimmt, ſo werden wir alſo noch einige Zeit zu warten
haben, bis wir in der Lage ſein werden, den tatſächlichen Wert
der italieniſchen Erfindung zu prüfen.
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Notizen.
Herrenhaus und Wahlrechtsvorlage. Wie

der „National-Zeitung“ ans Abgeordnetenkreiſen mitgeteilt wird,
iſt die Nachricht, daß die Reform des Wahlrechts zum Abgeord-
netenhaus mit der Reform des Herrenhaufſes verkoppelt wer-
den ſoll, falſch. Es handelt ſich vielmehr um zwei formell von
einander getrennte VBörlagen, zu denen noch eine dritte
kommt, die eine Neueinteilung der Wahlbezirke vorſieht. Dieſe
Dreiteilung iſt politiſch von großer Bedeutung, da ſie das Zu-
ſtandekommen der Reform, wenn auch mit wechſelnden Mehrheiten,
zwar nicht gewährleiſtet, aber doch wahrſcheinlicher macht.

Keine Hülſenfrüchte im freien Handel. Das preußiſche
Landesgetreideamt ſchreibt, daß bei ihm neuerdings zahlreiche An-
träge von Händlern, induſtriellen Werken, Stadtverwaltungen
und ſo weiter auf Sonderzuweiſungen von Hülſenfrüchten
eingehen. Vielfach würde auch gebeten, Hülſenfrüchte gegen Be-
zugsſcheine freihändig auftkaufen zu dürfen oder die Lieferung von
bereits gekauften geſtatten zu wollen. Das Landesgetreideamt
macht daher erneut darauf aufmerkſam, daß derartige Verkäufe
verboten und ſtrafbar ſowie alle dieſe Anträge zwecklos ſind. Jm
Einvernehmen mit dem Herrn Staatsſekretär des Kriegsernäh-
rungsamts werden dieſe Anträge ausnahmslos abgelehnt, da die
Reichsgetreideſtelle zur Deckung des Bedarfs für Heer und Marine
und zur gleichmäßigen Lieferung von Hülſenfrüchten an die in
der Kriegswirtſchaft tätige Bebölkerung mit allen Mitteln beſtrebt
ſein muß, möglichſt viel Hülſenfrüchte in ihre Hand zu bekommen.
Nur dann wird es möglich ſein, allen Anforderungen einiger-
maßen gerecht zu werden.

Erhöhung der Fahrpreiſe für Schnellzüge? Wie die
Frankfurter Zeitung“ aus guter Quelle vernehmen will, findet am

heutigen Donnerstag in Berlin eine Verſammlung von Vertretern
deutſcher Eiſenbahnen ſtatt, die insbeſondere über eine erhebl.iche
Erhöhung der Fahrpreiſe für Schnellzüge beraten
wird.

Coſtarica bricht die Beziehungen ab. Jnfolge
einer amtlichen Mitteilung der ſpaniſchen Regierung
hat die Regiernng der Republik Coſtarica, wie ſchon nicht-
amtlich verlautete, die diplomatiſchen Beziehungen zum Deutſchen
Reich abgebrochen. Coſtaricu, einer der mittel amerikaniſchen Klein-
ſtaaten hat eine Bevölkernng von 419 981. Die Bedeutung des
Abbruchs der Beziehungen liegt natürlich nur auf wirtſchaftlichem
Gebiete. Der deutſche Handel ſoll ſelbſt in dieſem Winkel der
Erde vernichtet werden deshalb iſt auch Coſtarica zum VBritche
mit Deutſchland ge;wungen worden.

Eindrucksvolle Kundgebungen für Frieden und Volkéèrechte
fanden am Sonnabend und Sonntag in der ſächſiſchen Oberlauſit
ſtatt, die trotz der ſtark durch Einberufungen dezimierten Bevölken
rung durchweg ſtark beſucht waren. Jn Zittau, wo Genoſſ
Landtagsabgeordneter Nitſche ſprach, waren 500 Perſonen erſchie-
nen. Die gleiche Beſucherzahl hatte die Verſammlung in Bautzen
aufzuweiſen, wo Reichstagsabgeordneter Buck und Landtagsabge
ordneter Uhlig ſprachen. Jn Neugersdorf, einem Laufitzer
Weberdorf, waren 600, in Sohland an der Spree 200 Perſonen
erſchienen. Hier ſprachen Reichstagsabgeordneter Grenz und
Landtagsabgeordneter Sindermann. Einen impoſanten Verlaui
nahmen auch die Volksverſammlungen in Großſchöngu und Seif
hennersdorf, wo Reichstagsabgeordneter Dr. Gradnauer und
Landtagsabgeordneter Uhlig ſprachen. In allen Verſammlungen
kam einheitlich die Zuſtimmung der Zuhörer zum Vorgehen der
Sozialdemokratie im Reichstag und Landtag zum Ausdruck. Einer
Reſolution, die die Friedenspolitik der Sozialdemokratie, die Reſo
lution des Reichstags billigt und die ſächſiſche Wahlrechtésfeindſchaft
verurteilt, wurde überall einmütig angenommen.

Proteſt der argentiniſchen Sozialiſten.(Havasmeldung.) Die parlamentariſche Gruppe der So-
zialiſten hat beſchloſſen, die Mandate niederzu
legen, da der Bruch mit Deutſchland beſchloſſen
worden ſei, ohne daß die Sozialiſten zugeſtimmt haben.

Der Fliegerangriff auf Fraukſurt a. M.
Amtlich wird gemeldet: Am Dienstag abend 10 Uhr
30 Minuten erſchienen, rechtzeitig gemeldet und von den
Abwehrgeſchützen lebhaft beſchoſſen, mehrere feindliche
Flieger und warfen über Frankfurt und Umgebung eine
größere Anzahl von Bomben ab. Soweit bisher feſtgefſtellt,
ſind im Weichbilde der Stadt in verſchiedenen Stadtteilen
18 Bomben niedergefallen, die geringen Sach-
ſchaden anrichteten und nach den bis jetzt eingegangenen
Meldungen fünf Perſonen verletzten. 11 Uhr
35 Minuten war der Angriff beendet.

vor derEin r GroßflugbootThemſe-Mündungvernichtet. Seckampfflugzeuge der
flandriſchen Küſte haben, wie der Chef des Admiralſtabes
der Marine bekanntgibt, unter der bewährten Führung des
Oberleutnants zur See Chriſtianſen am J. Oktober abends
vor der Themſe-Mündnung ein engliſches Großflugboot ab
geſchofſſen und vernichtet.

Der Vorgeſetzte als Totſchläger. Jm öfterreichiſchen
Abgeordnetenhauſe in Wien wurde eine dringende Anfrage an den
Landesverteidigungsminiſter betreffend die Tötung eines Dra
goners auf dem Wiener Oſtbahnhof beſprochen. Der Dragoner
wurde, als er vor der Abfahrt des Zuges von ſeinen Bekannten
Abſchied nehmen wollte, von einem Overleutnant geohr-
feigt und als er die Schläge abzuwehren verſuchte, ſtach der Ober
leutnant mit ſeinem Seiten gewehr auf ihn los, ſo daß er als
Leiche liegenblieb. Landesverteidigungsminiſter Crapp erklärte er
werde den Vorfall aufs ſtrengſte unterfuchen. Auch werde er immer
bereit ſein, das ganze Gewicht ſeiner Stellung dafür einzuſetzen, daß
ſolche Vorfälle nach menſchlicher Vorausſicht vermieden werden.

Eine Richtigſtellung. Die Weſtfäliſch-Auhaltiſche
Sprengſtoff-Aktien- Geſellſchaft erfucht uns um Auf
nahme folgender Erklärung: Jn dem Artikel Jhrer Zertung vom
30. v. M. „Goldene Jnternationgle“ nennen Sie auch unſere Firma
als zum Jnternationalen Dynamittruft gehörend. Demgegenüber
erklären wir, daß wir nie dem Dynamittruſt ſowie dem Nobel oder
einem anderen Konzern angehört haben, ſondern ſtets eine ſelbſtändige
vollſtändig unabhängige Geſellſchaft geweſen ſind und es auch zu
bleiben beabſichtigen. Wir bemerken, daß vermutlich unſere Firma mit
der RheiniſchWeſtfälifchen Sprengſtoff Aktien Geſellchaft ver
wechſelt wurde, was leider ſchon häufig geſchehen iſt.

Druck auf Norwegen. Die Kopenhagener „National Tidende“
meldet aus Chriſtiania: England hat ſeine Abkommen mit den
norwegiſchen Jmporteuren gekündigt. Kürzlich wurde das Ab-
kommen mit den Jmporteuren der Fettwarenbranche gekündigt. Nun

iſt die Kündigung des Getreide- und Mehlabkommenas
erfolgt, die die zwei wichtigſten Abkommen darſtellen. Weitere Kün
digungen werden erwartet.
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Ax öhlucht gen eutrunt.

W. T. B. Großes Hauptquartier, 4. Oktober 1917.
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Die geſtrige Kampftätigkeit des Feindes in Flandern
glich der an den Vortagen: Tief in das Gelände hinter unſern
Stellungen reichendes und auf die belgiſchen Ortſchaften
gerichtetes ſtarkes Störungsfeuer gegen einzelne Abſchnitte
unſrer Kampfzone in der Mitte der Schlachtfront zu heftigſter
Wirkung in Feuerſtößen zuſammengefaßt.

Die Nacht hindurch hielt vom Honuthoulſter Wald bis zur
Lys der gewaltige Artilleriekampf unvermindert an: heute morgen
ſteigerte er ſich zum Trommelfeuer.

Mit dem Einſetzen ſtarker engliſcher Angriffe im Vogen um
Ypern iſt die Schlacht in Flandern von neuem ent-
brannt.

Bei den andern Armeen war infolge ſchlechter Beobachtung
dic Gefechtstätigkeit tagsüber meiſt auf ein geringes Maß be
ſchränkt; erſt gegen Abend lebte ſie auf.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.

Auf dem Oſtufer der Maas ſetzte bei Anbruch der
Dunkelheit ſchlagartig ſtärkſtes Feuer an der Höhe 344, öſtlich ven
Samogneux, ein. Tiefgegliedert brachen die Franzoſen bald
darauf zum Angriff vor, die von uns dort gewonnenen Stellungen
zurückzuerobern. Der Anſturm brach in der Abwehrwirkung
unſrer Artillerie und an der zähen Widerſtandskraft der Württem-
berger verluſtreich und ergebnislos zuſammen.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Lebhafte Artilleriekämpfe entſpannen ſich zeitweilig dicht

weſtlich der Moſel und im Sundgau; Angriffe erfolgten dort nicht.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Bei Jakobſtadt, Dünaburg und am Zbrucz ſowie im Donau

knie bei Galatz nahm die Feuertätigkeit vorübergehend zu; Er
kundungsgefechte verliefen an mehreren Stellen für uns erfolg-
reich.

Mazedoniſche Front:
Die Lage iſt noverändert.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.
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die ausgeſchiedenen angehörten. Die Nichtzuziehung von Beiſitzern,

Deutſcher Reichstag.
119. Sitzung.

Berlin, 3.. Oktober.
Am Bundesratstiſch: Dr. Helfferich.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt ein Geſetzentwurf über
die Ergänzung der Beiſitzer der Gewerbegerichte, der Kaufmanns-
gerichte und der Jnnungsſchiedsgerichte während des Krieges.

Aug. Giebel (Soz.): Wir können dem Entwurf darin folgen,
daß zurzeit Neuwahlen der Beiſitzer zu dieſen Gerichten untunlich
ſind, aber wir fönnen nicht dem Wege zuſtimmen, auf dem der
Entwurt den Beifitzererſatz beſchaffen will. Man kann akzep-
ieren, daß die höhere Verwaltungsbebörde dafür die Jnitiative
ben oll, aber auf keinen Fall darf die Wahl der Beiſitzer den
Sigdtverordneten Verſammlungen Gemeindeverkretungen, Kreis
ausſchüſſen überlaſſen werden, ohne daß ſie bei ihrer Auswahl
auch nur im geringſten eingeengt ſind. Zu den ſo berufenen Vei-
ſibern könnten die Arbeiter und Angeſtellten nicht das ge-
ringſte Vertrauen haben. Durch eine ſolche Beſtimmung
mwiürde man den Vock zum Gärtner machen, denn die Gemeinde-
vertretungen und erſt recht die Kreisausſchüſſe, mit dem Landrat
an der Spitze, ſind die reinſten Klaſſenvertretungen.
Vei einer ſolchen Reglung hätten die Gelben, die ſich offen als
Sturmfolonne der Arbeitgeber bekennen und be-
tätigen, die allergünſtigſten Ausſichten. Das Anſehen der Kauf-
manns- und Gewerbegerichte würde dann gründlichſt zerſtört ſein.
Die Gemeindevertretungen müßten dann mindeſtens an Vor
cblagsliſten gebunden ſein, die von den Verbänden der Arbeiter

und Angeſtellten aufzuſtellen wären. An Hand dieſer Vorſchlags-
liſten ſollte nach dem Wahlergebnis der letzten Wahl die Vertei-
lung erfolgen. Angeſichts der Kriegserfahrungen iſt es ferner
dringend geboten, endlich auch den

erwerbstätigen Frauen die Wählbarkeit
einzuräumen. Wir werden Einfügung entſprechender Beſtim-
mungen in das Geſetz beantragen. Der Krieg hat die ſtaats-
hürgerliche Reife der Frauen mit ſo klaſſiſcher Klarheit bewieſen,
daß wir wohl auf Annahme unſers Antrags rechnen können.
Ferner werden wir die Streichung der Beſtimmungen beantragen.
die darauf hingusgehen, daß nie mebr als zwei Beiſitzer hinzu-
gezogen werden dürfen und daß im erſten Termin der Vorſitzende

r Die erſte Be9

nachmittags .3 Uhr.

in allen Fällen allein die Verhandlung führen ſoll. D
ſtimmung widerſpricht vollkommen dem Charakter dieſer Gericht
als Laiengerichte und die andre Beſtimmung würde. dazu führen,
daß in vielen Fällen ein zweiter Termin abgehalten werden nuß,

ſt nur ein Termin nötig wäre. Durch Annahme unſrer
ürden Sie den Entwurf ſo geſtalten, wie er den Wün-

nd dem Rechtsempfinden der Arbeiter und der Angeſtellten

Miniſterialdireftor Dr. Caſpar: Die von dem Vorredner
zuerſt kritiſierte Beſtimmung des Entwurfs iſt auch in dem
jetzigen Geſetz ſchon enthalten. Es iſt alſo nicht einzuſehen, wie
dieſe Beſtimmung das Vertrauen zu den betreffenden Gerichten
mindern könnte. Der Vorſchlag auf Einführung von Vorſchlags-
liſten beruht auf dem Vorgang des Hilfsdienſtgeſetzes. Dort
gen aver die Verhältniſſe praktiſch anders. Die Wählbarkeit der

krauen würde einen ganz neuen Grundſatz in das Geſetz ein-
führen, was bei dieſer Gelegenbeit nicht angängig ſein dürfte.

Abg. Marauardt (natl.) ſchließt fich dem Vorſchlag des Ab-
geordneten Giebel auf Einführung von Vorſchlagsliſten ſeitens
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganiſationen an, ebenſo dem
Vorſchlag auf Streichung der Beſtimmung, die Zuziehung von
mehr als zwei Beiſitzern unmöglich machen ſoll.

Abg. Behrens (Dt. Fr.): Die Erſatzmänner für die Bei-
ſitzer ſollten aus den Organiſationen genommen werden. denen
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die der letzte Abſatz des Entwurfs geſtatten will, iſt um ſo un-
nötiger, als der Entwurf ja gerade die Möglichkeit bringt, Srſatz
für die eingezogenen Beiſitzer zu ſchaffen.

Abg. Giebel (Soz.): Nach den Ausführungen des Regierungs-

abſchieden. Deshalb beanträgen wir ſeine Verweiſung an eine
Kommiſſion von -21 Mitgliedern. eAbg. Giesberts (Ztr. ſchließt ſich dieſem Antrag an, des-
gleichen Abg. Schiele (tonſ.).

Abg. Stadthagen (Unabh. Soz.): Auch während des Krieges
können ſehr wohl Wahlen ſtattfinden, freilich müßten ſich die
Militär- und Verwaltungsbehörden jeder Wahlbeeinfluſſung ent
halten. Am beſten wäre es, den Entwurf ſofort abzulehnen, doch
wollen wir uns einer Kommiſſionsheratung nicht widerſetzen.
Die Debatte ſchließt. Die Vorlage geht an eine Kommiſſion von
21 Mitgliedern.

rungen an das feindliche Ausland wird zur Berückſichtigung
bzw. als Material überwieſen

Eine Eingabe fordert
Freigabe von Sohlenleder J

für das Schuhmacherhandwerk.
Abg. ühne (Soz.): Die Lederknappheit iſt ja vorhanden,

aber es müßte trotzdem ſo viel Material zur Verfügung geſtellt
werden, daß die vorhandenen Schuhe, wenn ſie ſchadhaft geworden,
wieder hergeſtellt werden können. Allein in der Stadt Frank-
furt a. M. warten eine Million Paar Stiefel auf
Ausbeſſerung. Große Entrüſtung berrſcht über die unge
bheuern Preiſe für die Erſatzſtoffe. Dieſe Erſatzſohlen ſollte man
als Erſatztohlen verwenden, ſie ſind nicht mehr wert, als daß man
ſie in den Ofen ſteckt. Eine Abbilfe iſt hier dringend notwendig.
Jm Sommer konnte man ſich noch helfen im Notfall mit Barfuß-
laufen, im Winter aber wird es ſo weit kommen, daß Tauſende
von Arbeitern nicht zur Arbeit und Tauſende von Kindern nicht
zur Schule werden gehen können. Man hätte recht wohl rechtzeitig
für die Anfertigung von Sandalen ſorgen können. Statt deſſen
hat man das ganze Handwerk danieder liegen laſſen. Hier muß
unbedingt die Militärbehörde das notwendige Quantum von Leder
freigeben. (Zuſtimm. b. d. Soz.)

Die Eingabe wird für erledigt erklärt.
Wiederherſtellung der deutſchen Handelsflotte.

Abg. Bell (Ztr.): Die finanzielle Tragweite des vorliegenden
Entwurfs iſt mehr als eine Milliarde Mark. Und dazu
ſoll nach dem Kriege noch ein Reederei-Entſchädigungsgeſetz kom-
men, denn jetzt handelt es ſich nur um Beihilfe. Man hat dieſen
Entwurf ein Ausnahmegeſetz zugunſten einer einzelnen Kapita-
liſtenklaſſe genannt, aber mit Unrecht, denn an der möglichſt
ſchleunigen Wiederberſtellung der Handelsflotte iſt unſre geſamte
Volkswirtſchaft, nicht zum wenigſten auch der Mittelſtand und die
Arbeiterklaſſe intereſſiert. Mit der Gewährung von Darlehen,
ſelbſt zu den günſtigſten Bedingungen, wäre das Ziel, der mög-
lichſt ſchnelle Wiederaufbau der deutſchen Handelsflotte, nicht zu
erreichen; es blieb daher nur der von der Vorlage gewählte Weg
der Gewährung von Beihilfen übrig. Wir beantragen, eine
Beſtimmung in das Geſetz aufzunehmen, wonach einem ſpätern
Reichsgeſetz vorzubehalten iſt, ob und in welcher Höhe das Reich
an den Gewinnen der auf Grund dieſes Geſetzes wiederherge-
ſtellten Schiffe zu beteiligen iſt und ob hinſichtlich der Verwendung
dieſer Schiffe Veſchränkungen notwendig ſind. Ferner wünſchen
wir, daß eine einſeitige Bevorzugung der Großreedereien
ausgeſchloſſen bleibt, es müſſen wielmehr auch die mittlern und
fleinen Reedereien berückſichtigt werden. Wir ſehen in der Vor-
lage ein großzügiges Friedenswerk. (Bravo! i. Ztr.)

Abg. Schumann (Soz.): Der Entwurf iſt von größter Be
deutung für die deutſche Volkswirtſchaft. Ohne ſtarke Handels-
flotte kann Deutſchland ſeine Stellung im Welthandel nach dem
Kriege nicht wieder erringen. Die Abſicht Englands, Dentſchl rund
als ſeinen Konkurrenten vom Weltmarkt auszuſchalten, ſoll durch
dieſe Vorlage durchkreuzt werden. Dieſes Ziel liegt auch im
Intereſſe der deurſchen Arbeiter. Desholb ſtimmen wir dem
Grundgedanken der Vorlage zu. ie Verluſte der deut
ſchen Handelsflotte während des Krieges ſind ſehr groß. Ge-
länge es uns nicht, dieſe Verluſte ſchnell auszugleichen, ſo wäre
Deutſchland von den ausländiſchen Reedereien abhängig und die
deutſche Jnduſtrie wäre infolge der hohen Frachten, die ſie zu

vertreters ſcheint es unmöglich, den Entwurf im Plenum zu ver- zahlen hätte, gegenüber dem Ausland nicht mehr konkurrenzfähig.

Amtliche Bekanntmachungen.
Die Gewerbetreibenden, namentlich die Kleinbetriebe, wie Vorkoſt

handlungen, Obſt und Gemüſehändler, Schloſſer, Bäcker, Tiſchler,
Glaſer, Klempner uſw., werden behufs alljährlicher Anmeldung des
Warenumſatzes im Jauuar (S 76 des Geſctzes vom 26. Juni 1916)
darauf hingewieſen, daß ſämtliche Unterlagen für die Beurteilung des
Warenumſatzes ſorgfältig aufzubeben ſind. Die Anmeldung auf Grund
von Schätzungen iſt nur ausnahmsweiſe und dann anzugeben, wenn
tonſtige Unterlagen für die genaue Berechnung des Geſamtbetrags fehlen.

Gleichzeitig weiſe wir darauf hin, daß bei einer Betriebsbeendi-
gung die Anmeldung innerhalb 30 Tagen nach Beendigung des Be
iricös zu erfolgen hat. Als Aufgabe des Betriebs gilt die tatſächliche
Einſtellung.

Wüſentlich unrichtige Angaben haben nach S 830 des Geſetzes
eine Gelditraſe verwirkt, welche dem zwauzigfachen Betrage der hinte
zogenen Abgabe gleichkommt.

Ferner werden die Gewerbetreibenden, welche tm Kalenderfahr
1916 nen Warennmſatz von mehr als 200 009 Mark getätigt haben,
darauf dingewieſen, daß in den erſten 10 Tagen des Monats Ottober 1917
die fälligen Abſchlagszahlungen unaufgefordert bei unſrer Kaſſe einzu
zahlen ſind. Nach Ablauf der Friſt erfolgt vhne ſchriftliche Erinnerung
52 zwangesweiſe Einziebung.

Die Steuerſtelle befindet ſich Rathaueſczgße 4 (Lingang Kl. Steinſtr.),
cine Treppe, und iſt werttags von 9 bis 72 Uhr geböffnet.

Halle, den 2. Ottober 1917.
Warenumſfatzſtenerſtelle für den Stadtkreis Halle.

Fertige
Herren Anzüge
Paletots
Ulster

Noch große Auswahl
zu Vorteilhaften Preisen.

Julius

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung des S 9b

des Geſetzes über den Belagerungszuſtand in Verbindung mit dem
Reichsgeſetz vom 11. 12. 1915 betreffend Abänderung des Geſetzes
über den Belagerungszuſtand verordne ich im Intereſſe der öffent-
lichen Sicherheit

S 1.

Jede männliche und weibliche Perſon iſt verpflichtet. auf Auf
forderung der vom ſtellv. Generalkommando 4. A.-K. beauf-
tragten Stellen im Bezirk ihrer Wohnſitz- oder Nachbargemeinde
gegen den jeweils ortsüblichen Lohn ihren Kräften und Fähigkeiten
entſprechende Arbeiten zu übernehmen, welche zur Verhrilung öder
Behebung von Schwierigkeiten auf dem Gebiet des Verkehrs und
der Volksverſorgung, insbeſondere zur Vermeidung von Verzöge-
rungen bei der Be und Entladung von Eiſenbahnwagen oder bei
der An und Abfuhr von Eiſenbahngütern und zur Beſchleunigung
des Wagenumianfs notwendig werden.

Eigentümer und Halter von Geſpannen und Wagen ſind ver
pflichtet; dieſe auf Aufforderung der zuſtändigen Stelle gegen die
jeweits ortsübliche Vergütung zu dem gleichen Zwecke zur Ver-
fügung zu ſtellen. Auch eine Heranziehung an Sonn und Feier
tagen iſt zuläſſig.

Für Bezirke, in denen auf bebördliche Veranlaſſung eine
Arbeiterausgleichſtelle oder ein Fuhrgmt errichtet iſt, gilt als
ortsüblicher Lohn oder ortsübliche Verütung der von dieſen
Stellen mit Genehmigung der Kriegsamtfſtelle feſtgelegte Satz.

5 2.
Zeugniſſe von Kreis oder andern beamteten Aerzten befreien,

ſoweit ſie die Unfähigkeit zu der aufgetragenen Arbeit beſcheinigen,
ohne weiteres von der Verpflichtung für Arbeitshilfe.

g 3.
Gegen die Heranziehung zur Arbeit und gegen die Feſtſetzung

der Entlohnung ſteht die Beſchwerde in Landkreiſe an den Land
rat (Kreisdirektion), in Städtkreiſen an den Regierungspräſidenten
offen. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung.

Die Entſcheidung der Beſchwerdeinſtanz iſt endgültig.
4.

Wer einer auf Grund des 8 1 erlaſſenen Aufforderung ohne
ausreichenden Grund nicht nachtommt, wird mit Gefängnis bis
zu 1 Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände mil Haſt oder
Geldſtrafe bis 1590 Mark beſtraft.

S 5.
Die Verordnung tritt am 10. Oktober 1917 in Kraft.
Magdeburg den 28. September 1917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General des 4. Armeekorvps.

Frir. v. Lyncker.General der Jnfeénterie K 188
à la suile des Luftſchiffer-Bataillons Nr. 2.

S eeeekkte
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-

liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Freitag den 5., Sonn
abend den 6. und Montag den B. Oktober bei den von ihnen
gewählten Großfirmen die in nächſter Woche zum Verkauf gelangenden
Zwiebeln abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 4. Oktober 1917. Der Magiſtrat.
Stadt- Theater.

Sonnabend den 6. Oktober
Anfang s Uhr Ende 10 Uhr
Sinfonie Konzert

Leitung: Oskar Braun.

August Albrecht
aturheitlb ad

5 9Friedenſtr. 28, Tel. 6451.
Meine Sprechſtunden finden ſtatt
vorm. v. bis 10, nachm. 2 bis 8Uhr,
außer Montag, Mitfwockf u. Sonn

abend nachmittag.
Soliſt: EdwiwFiſcher.

Aus eigner Kraft ſind die deutſchen Reedereien infolge der großen
Verhuſie, die ſie erlitten haben, und infolge der geſtiegenen Bau-
koſten nicht in der Lage, die verlorene Tonnage wieder zu er
ſetzen. Grundſätzlich ſtimmen wir alſo dem Geſetz zu, das den
Reedereien' zu dieſem Zwecke Beihilfen gewähren will. Wir be-
antragen aber dazu, daß die Beihilfen, ſoweit ſie den Friedens
baupreis überſteigen, nur als Darlehen gewährt werden
ſollen. Sollte die Mehrheit dieſem Antrog nicht ohne weiteres
zuſtimmen wollen, ſo würden wir Zurückverweiſung derVorlage an die Kommiſſion vorſchlagen. Sollte unſer Antrag
abgelehnt werden, ſo müßten wir uns die Stellung zu der Vo.
lage für die dritte Leſung vorbehalten.

Die Beihilfen ſollen erfolgen nach Vorſchlägen eines Reiche
ausſchuſſes von ſieben Mitgliedern, die der Bundesrat ernennt.
Wir beäntragen, daß der Reichsausſchuß aus neun Mitgliedern
beſteht, von denen der Bundesrat nur ſeche ernennt, worunter
ein Vertreter der Reeder und der Schiffsmannſchaften ſein muß,
und daß die übrigen drei Mitglieder

vom Reichstäg aus ſeiner Mitte gewählt
werden. Auch die Frage der Uebernahme des Schiffsbaues
in Reichsregie muß ernſt ins Auge gefaßt werden und ſchon
jetzt ſollten neue Schiffe auf Rechnung des Reiches in Auftrag
gegeben werden. Selbſtverſtändlich muß das Reich ſich ein
Kontrollrecht und einen Einfluß auf die Schiffsfrachten
ſichern. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß allen Anſprüchen für
die Sicherheit von Leben und Geſundheit der Seeleute bei den
Neubauten Rechnung getragen wird. Auch bei dieſer Gelegenheit
erheben wir die Forderung nach einem Reichsſchiffahrtsamt und
einer reichsrechtlichen Schiffsbaukontrolle. Gang entſchiedene
Verwabrung muß ich ſchon jetzt dagegen einlegen, daß etwa als
Konkurrenzerwägungen für die Zeit nach Friedensſchluß die
Schutzbeſtimmungen und Bemannüngsvorſchriftren zuungunſten
der Seeleute abgeändert werden. IScihr richtig! b. d. Soz.
Entſprechende Anträge haben wix bei dieſem Entwurf nicht ge
ſtellt, weil dieſe ſo überaus wichtige Frage dabei nicht genügend
gewürdigt werden könnte, wir behalten uns aber vor, alle dahin
gehenden Wünſche zu geeigneter Zeit den geſetzgebenden Körper
ſchaften zu unterbreiten, und wir boſfen, daß den. Wünſchen der
Seeleute dann beſſer entſprochen werden wird, als es vor dem
Kriege geſchehen iſt. (Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Carſtens (Fortſchr. Vp.): Der Entwurf wird ſicher 1D.

bis 2 Milliarden verlangen. Aber wer A ſagt, muß auch B
ſagen, und wenn man den ſchnellen Wiederaufbau der Handels
flotte erreichen will, ſo muß man auch die notwendigen Mittel
bewilligen.

Abg. Stubmann (natl.): Wir begrüßen die Vorlage mit Ge
nugtuung. Gegenüber den Zerſtörungen der denttſchen Handels
flotte in dieſem Kriege muß mit feſter Hand und gründlich ein
gegriffen werden. Mit Darlehen kann. das Ziel des ſchnellen
Wiederaufbaues unſrer Handelsflotte bei den heutigen Ban-
preiſen nicht erreicht werden. Eine Verſtaatlichung der Handels
ſchiffahrt halten wir nicht für angebracht, da gerade die Handels-
ſchiffahrt auf internationale Beweglichkeit, auf Anpaſſungsfähig-
keit in jeder halben Stunde angewieſen iſt. Die private Jniting
tive, die bisher ſo Großes auf dieſem Gebiet geleiſtet hat, wird
auch die ihr jetzt geſtellte Aufgabe erfüllen.

Das Haus vertagt ſich.
Präſident Dr. Kaempf ſchlägt vor, die nächſte Sitzung abz.

halten Donnerstag 2 Uhr mit der Tagesordnung: Interpellation
nen der Sozialdemokraten über die Beſchränkung des Vereins-
und Verſammlungsrechts durch die Generalkommandos und über
die amtliche Unterſtützung der Agitation der Vater
landspartei. Geſetz über die Vereinfachung der Reche-,
pflege; Fortſetzung der heutigen Debatte über das Reedereigeſei

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) bittet, die Frage der Schun
haft in einer der nächſten Sitzungen auf die Tagesordnung zu

Präſident Dr. Kaempf: Mit dieſer Frage wird ſich dex
niorentonvent morgen beſchäftigen.

Der Vorſchlag des Präſidenten wird angenommen.
64 Uhr.

Schl u

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden
liſten eingexeicht haben, werden aufgefordert, Freitg den 5., Sonn
abend den G. und Montag den S. Oktober bei den von ihnen
gewählten Großfirmen die in nächſter Woche zum Verkauf gelangenden
Haferflocken abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 4. Oktober 1917. Der Magiſtrat.

VarieteeKönig e eine Kaut.
De Sie müſſen lachen!

Die urkomiſche Pofſe
Karoline Reibeiſen aus dem Arbeitshauſe

und die andern vorzüglichen Künſtler.
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Eine möblierte
Villa zu verkaufen
Erstklassig. Lustspiel. 3 Akle. Reigendes Lustspiel.
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Der Liebling des Publikums
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Ein Film vom Tage.
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von Robert Wiene.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 5. Oktober 1917.

„Vaterländiſche““ Schmutzkübel.
Die alldeutſch konſervative „Halleſche Zeitung“ macht weiter in

nationaler „Einigung“. Diesmal hat es ihr die ſozialdemokratiſche
Reichstagsinterpellation wegen der unglaublichen behördlichen Zutreiber
dienſte für die „Vaterländiſche Partei angetan. Darin ſieht ſie die
„Fürcht vor der Wahrheit über den Verzichtfrieden“. Und deshalb
legt ſie los

Dieſe Wahrheit iſt zwar auf dem Marſche, aber noch ſteht ſie
im ſchweren Kampfe mit den internationalen und englandbe-
fliſſenen Elementen unſers eignen Volkes, die zwar auch den
deutſchen „Sieg“ im Munde führen, in Wirklichkeit aber dahin
arbeiten, daß England den Krieg gewinnt. Der Wahr-
heit über ihr gewiſſenloſes Treiben, das die Arbeiterſchaft
verrät, die Blüte unſrer Jndnſtrie zerſtören, der deutſchen
Landwirtſchaft die dringend nötige Kräftigung und Aus
breitung rauhen, den deutſchen Handel lähmen und die
Macht von Kaiſer und Reich bis auf die Wurzel treffen
mwill, dieſer Wahrheit den Weg in die breite Maſſe zu ſperren,
iſt die ſozialdemokratiſche Juterpellation beſtimmt, deren Verhandlung
im Reichstag unmittelbar bevorſteht. Die Sozialdemokrat ſieht ſich
an Vorabend ihres Würzburger Parteitags ſie braucht ein großes
Svektakulum, um die Stimmung in ihren troſtlos zu-
janmnengeſchmolzenen Reihen (von 1 085 995 ſollen es heute nur
noch 150 000 ſein an zufachen, die Parteigenoſſen über den
täglichen Schifforuch der Stockhholmer Friedensaktion
des Abg. Scheidemann hinwegzutäuſchen und vor allem
einen Maſſenbetrug in der Richtung zu erzielen, als ſei und
bleibe ſie es, der beim Abſchluß des Krieges die beſtimmende, völker-
heglückende Rolle beſchieden ſein werde. Sie kämpft um Anſehen
und „Preſtige“, die in dem Aujenblick zerſtört ſind, in welchem die
breite Schicht wahrheilsgemäß und reſtlos aufgeklärt iſt über
das, worum es ſich jetzt handelt. Solche Aufklärung haben ſich mit
ſichtlich ſteigendem Erfolge die nationalen Verbände, Parteien und
Ausſchüſſe angelegen ſein laſſen, unter ihnen nicht zuletzt die ver
dienſtliche Tirpitzgründung der Deutſchen Vaterlands-
partei. Und Keil deren patriotiſche Arbeit geſegnet iſt, weil die
Erkenntnis von der ungeheuern Tragweite der kommenden Ent-
ſcheidungen in immer weitere Kreiſe dringt, darum hat die
führende Partei des Hunger- und Schmacht-
friedens begreiſliche Angſt vor der „alldeutſchen“ Auftlärung
gepackt. Da ſie ſich aber ſelbſt unſterblich bloßſtellen müßte, wenn
ſie den Tatſachen entſprechend bekennen würde, daß ſie die Auf-
ärung als ſolche, die Verbreitung der reinen objektiven
Wahrheit (deren Sieg den ſozialdemokratiſchen Bankrott be
deuten würde) fürchtet und fürchten muß, ſo hat ſie ſich mit ihren
Freunden zu dem Jnterpellationsvorwand geflüchtet, die „alldeurtſche“
Wahrheit werde unter behördlichem Drucke verbreitet.

Gegenüber dieſem Unflat niedrigſter Verdächtigungen und Be
ſchimpfungen gilt zweifellos der ſchöne Satz: Jedes Wort ein Nachttopf,

Demgegenüber gilt aber auch wieder der andre
Satz, daß man Schmutz nicht angreife ſolle, denn er beſudelt dich.
Und deshalb erwidern wir darauf gar nichts, ſondern geben es nur
wieder und legen es zu dem übrigen.

Die breiten Voltsmaſſen aber mögen daraus erſehen, wie man
ſie beſchimpft, wie man ſie hageldicht mit nationaliſtiſch-chauviniſtiſchem
Kot bewirft. Denn ſie alleſamt trifft doch mit, was hier über die
friedensfreundliche Reichstagsmehrheit, im beſondern aber die friedens
fördernde Sozialdemokratie geſagt wird, ſintemalen ſie ja nicht nur
als Wähler, ſondern auch als Anhänger des Friedens überhaupt hinter
dieſer Mehrheit ſtehen. Und das mag ſie immer von neuem wieder
dazu anſpornen, der alldeutſchnationaliſtiſchen Clique in Deutſchland,
die mit ihrem großen Maul über ihre innere und äußere Bedeutungs-
loſigkeit zu täuſchen ſucht, im übrigen aber der Hork der ſchlimmſten
Kriegstreiberei iſt, ſo bald und ſo gründlich als möglich den Garaus
zu machen.
zuſtechen

Gilt es doch, eine Peſtbeule am Staatskörper auf

Verhandlungen vor Mieteinigungsämtern.
Jn verſchiedenen Städten unſers Verbreitungsgebiets ſind

Mieteinigungsämter errichtet worden. Das veranlaßt uns, nach
ſtehend einige Angaben über das Verfahren vor den Mieteinigungs-

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Freitag den 5. Oktober 1917. 1. Jahrgang.

ämtern zu machen. Unfre Leſer tun gut, ſie ſich aufzuheben,
damit ſie im Bedarfsfall wiſſen, wie ſie zu handeln haben.

Das Mieteinigumpsamt entſcheidet nur auf Anrufung eines
Mieters oder Vermieters. Der, Mieter hat auf Entſcheidung über
eine ausgeſprochene Kündigung unver züglich nach deren Er-
halt anzutragen. Der Antrag iſt ſchriftlich oder zu Protokoll des
Schriftführers des Amtes anzubringen und unter Darlegung der
Sachlage und Angabe der Beweismittel ſowie unter Beifügung
der Beweisurkunden, insbeſondere Vertragsurkunden (Mietkon-
trakte) und Briefe, kurz zu begründen. Vor der Entſcheidung iſt
der Gegner des Antragſtellers zu hören. Die Verhandlung und
Entſcheidung iſt nicht öffentlich.

Eine mündliche Verhandlung findet nur auf Verfügung des
Vorſitzenden ſtatt. Jn dieſem Falle werden die Parteien nicht
nur vom Termin benachrichtigt, ſondern hierzu geladen. Es kann
auch das perſönliche Erſcheinen vom Vorſitzenden angeordnet, auch
andern Perſonen, die ein rechtliches Jntereſſe an der Entſcheidung
haben. die Anweſenheit in der Verhandlung geſtattet werden. Die
Ladung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief oder in andrer, vom
Vorſitzenden vorgeſchriecbener Art. Die Parteien können dritte
Perſonen ſchriftlich mit ihrer Vertretung bevollmächtigen, ſofern
nicht ihr Erſcheinen angeordnet iſt. Auch bei Nichterſcheinen der
Parteien oder ihrer Vertreter wird in der Sache verhandelt und
entſchieden. Den Beteiligten kann aufgegeben werden, in be-
ſtimmter Friſt Tatſachen zur weitern Aufklärung des Sachverhalts
anzugeben und Beweismittel, insbeſondere Urkunden, vorzulegen
und Zeugen zu ſtellen. Bei Verſäumnis der Friſt wird nach Lage
der Sache entſchieden. Das Einigungsamt kann wie auf Antrag
auch von Amts wegen Beweis erbeben, insbeſondere Zeugen und
Sachverſtändige eidlich entſprechend den Vorſchriften der Zivil-
prozeßforderung vernehmen, ſowie Verſicherungen an Eides Statt
entgegennehmen. Die Verletzung der Eidespflicht iſt hierbei ge
nau ſo ſtrafbar, als wenn derſelben eine Ausſage vor einem
ordentlichen Gericht zugrunde liegt.

Die Verhandlung geſchieht unter Zuziehung eines Schrift-
führers, deſſen Niederſchrift vom Vorſitzenden und Schriftführer
zu unterzeichnen iſt und den anweſenden Parteien vorgeleſen oder
vorgèlegt und von ihnen unterſchrieben werden ſoll.

Die Entſcheidung des Einigungsamts ergeht in der Be-
ſetzung von einem zum Richteramt oder höhern Verwaltungsdienſt
befähigten Vorſitzenden und Hausbeſitzern und Mietern in gleicher
Zahl als Beiſitzer. Für die Entſcheidung ſind keine materiellen
Rechtsformen vorgeſchrieben, ſie ſind nach billigem Ermeſſen zu
fällen und ſind unanfechtbar und endgültig. Vor endgültiger Ent-
ſcheidung kann eine einſtweilige Anordnung erlaſſen werden. Die
Entſcheidung wird in Form eines vom Vorſitzenden unterſchriebe-
nen ausgefertigten Beſchluſſes den Parteien durch einge
ſchriebenen Brief oder in andrer vom Vorſitzenden beſtimmter
Weiſe den Parteien bekanntgegeben.

Für das Verfahren werden Gebühren nicht erhoben, nur die
Barauslagen werden feſtgeſetzt und nach den Vorſchriften über die
Beitreibung von Gemeindeabgaben eingezogen. Die Parteien
ſelbſt haben keinen Anſpruch auf Erſtattung ihrer Auslagen;
ſondern die Koſten hierfür ſelbſt zu tragen, auch wenn ſie mit
ihrer Anſicht durchdringen.

Die Obſtkernſammelſtellen vergüten nach neuſten Abkom
men für geſammelte Obſt- und Kürbiskerne entweder Geldſummen oder
Knochenbrühwürfel. Eine Zuteilung von Oel an die Sammler iſt bei
dem 5prozentigen Oelgehalt der Obſtkerne vraktiſch undurchführbar.
Das Obſtkernöl wird im Allgemeinintereſſe zur Herſtellung von Mar-
garine verwendet. Dagegen iſt es dem Kriegsausſchuß für Oele und
Fette gelungen, durch die von ihm ausgebaute und ſich immer ergiebiger
geſtaltende Knochenverwertung zur Fettgewinnung an die Sammler
entweder Geld oder Knochenbrühwürfel zur Verteilung zu bringen.
Die Knochenbrühwürfel ſind ein vollwertiges Produkt von einwand-
freier Beſchaffenheit. Sie werden an die Sammler als beſondere Ver
günſtigung in Aurechnung für gelieferte Kerne zum Selbſtkoſtenpreis
von 2 Pfennig das Stück abgegeben.

Aufhebung des Reichskommiſſariats für Elektrizität
und Gae. Der Reichskanzler hat die Ausübung der Befugniſſe, die
bisher vom Reichſskommiſſar für Elektrizität und Gas ausgeübt wurde.
dem Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung übertragen. Jnfolge
dieſer Reglazg iſt die Stellung des Reichskoimmiſſars für Elektrizität
und Gas entbehrlich geworden. Der Reichskanzler hat demgemäß die
die Bekanntmachung über die Beſtellung eines Reichskommiſſars für
Elektrizität und Gas ſowie die Ernennungen des Reichskommiſſars und
ſeiner Stellvertreter aufgehoben. Die Anordnungen, die der Reichs
kommiſſar für Elektrizität und Gas und die von ihm eingerichteten
örtlichen Stellen bisher erlaſſen haben, bleiben in Kraft.

Verringeruug der Dividende. Der Aufſichtsrat der Aklien
Malz fabrik Niemberg in Niemberg bei Halle ſchlägt der auf den
22. Oltober einzuberufenden Generalverſammlung eine Dividende von
4 (6) Prozent vor.

Kriegsanleihezeichnungen. Die der Verwaltung des kgl.
Provinzial Schultolleginms unterſtehenden Jnſtitute zeichneten zur
7. Kriegsanleihe Die Franckeſchen Stiftungen in Halle 400 009 Mark,
die Landesſchule Pforta 670 000 Mart, das Kloſter Unſer Lieben Frauen
in Magdeburg 1 622 000 Mark und die Kloſter Berzeſche Stiftung
5 029 000 Mark, insgeſammt 7 721 000 Mark.

Ueber das Verhalten bei Vrandfällen wird der Bevölkerung
von amtlicher Stelle folgendes eingeprägt: Bei allen Schadenſeuern,
auch bei ſcheinbar geringſügige, iſt grundſätzlich ſofort die Feuerwehr
zu rufen, damit ausreichende Löſchhilfe für alle Fälle wenn ſich das
Feuer z. B. nicht im Keime erſtichen läßt bald möglichſt zur Hand
iſt. Die Löſchhulfe der Feuerwehr (ebenſo die Jnanſpruchnahme in
Fällen, bei denen es ſich um Rettung bedrohter Menſchen vder um
Beſeitigung von Verkehrshinderniſſen handelt) iſt unentgelrlich. Die
Alarmierung der Feuerwehr kann durch Fernſprecher Nr. 6397 und t231
oder durch Betätigung der Feuermelder erfolgen. Bei Fernſprechmeldung
iſt langſam und deutlich zu ſprechen und vor allem die Angabe der
Straße und Hausnummer notwendig. Man verlaſſe den Fernſprecher
nicht, bevor die Feurrwehr antwortet, daß ſie vertanden hat. Es iſt
von größter Wichtigkeit, vaß jeder Hausbewohner weiß, wo der nächſſe
Fenermelder hängt und wie er benutzt wird. Bei dieſer Gelegenheit
wird daran erinnert, daß die Straßentenermelder ledigiich bei Braun
fällen benutzt werden dürien, während die Benachrichtigung der Feuer-
wehr vei Unfällen, Schornſtein- oder Nſchengrubenhräuden und ri
ähnlichen Anläſſen durch Fernſprecher oder durch die Rolizei-9icpierwachen
zu erfolgen hat.

Gegen Vettelbricfe. Von der Armendireltien wird uns
geſchrieben Trotzdem von unſrer Stadtverwaltung und ver Privat
wohltätigkeit alles mögliche geſchieh:, um wirkliche Not, namentlich
ſolche, welche durch den Krieg entſtanden iſt, zu beſeitigen oder nach
Kräften zu lindern, verſtehen es zahlreiche der Armenverwaltung ſchr
wohl bekannte Perſonen, die private Wohltätigkeit zu mißbrauchen,
indem ſie Privatperſonen, Geiſt iche uſw. gerade jetzt in langen Bricfen
um Unterſtützungen oder Darlehen angehen. Nicht ſelten beruhen diefe
herzzerreißenden Schildernngen der Notlage auf Unwahrheit, und ſie
werden einfach gewexbsmäaßig, meiſtens mit klingendem Erfolg, verfaßt.
Es tann nicht dringend genug empfohlen werden. unbekannten Bil!
ſtellern nichts zu geben, bevor man ſich nicht vei der
der Armenverwaltung, Kleine Steinſtraße J. 1 Treppe, uder
ſchriftlich ertundint und ihr etwaige Briefe zur Kenntuts gebracht Vat.
Meiſtens bitten dieſe gewerbsmätzigen Vettelvriefichreiber nur deshalb
um ſtrengſte Disfretion. weil ſie die Aufdeckung ihrer unerhorten
Brandſchatzung fürchten. Jn dieſen ichweren Kriegeézeiten iſt cs erſt
recht notwendig, die Spreit vom Werzen zu ſondern und dafür zu
ſorgen, daß nicht die wixtlich Bedürftiger anf Koſten der Faulenge:
und Schwindier durch leichtherziges Geben benachteiligt werden.
Armenverwaltung hat ſchon wiederholt olche Betteivriefichreiber
gerichtlich beſtrafen laſſen und wird es auch in Zukunft mun, ſelbſi-
verſtändlich mit Zuſtimmung der Anfragenden.

Bedarfsanmeldung von Stricken.
von Hanfſtricken haben ſich in der letzten Zeit Stricke aus Papier
in der Landwirtſchaft vielfach eingebürgert. Die große Knappheit an
Vapier macht nun aber auch eine Ueberſicht darüser erforderlich, welct.
Mengen an Papierſtricken vorausſichtlich mwonarulich in der Land-
wirtſchaft gebraucht werden. Die Händler des hieſigen Stadttreiſes,
die ſich bisher mit dem Verkanf von Stricken Lefaßt haben, werden
daher aufgefordert, binnen 3 Tagen ichriftkich ihren durchſchnitt-
lichen Monatsbedarf an Stricken, für die einzeinen Zwecke ge
treunt, der Kriegswirtſchaftsſtelle, Marktplatz 22, anzugeben.
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Für größtmögliche Entlaſtung der Eiſenbahn wird in nagh-
ſtehenden, anſcheinend amttichen Zeilen plädiert:. Die Leiſtungs-
fähigteit der Eiſenbahnen in der Heimat iſt zurzeit beſchränkt
durch große Leiſtungen für die Heeresverwaltung, Abgabe zahl
reichen Perſonals und Materials an die Front und das heſegte
Gebiet ſowie ſtarke Abnutzung der Betricbsmitrel. Gleichwobl
gilt es, ſteigende Anforderungen und bevorſtehende neue Aufgaben
su erfüllen. z. B. für die Rüſtungsinduſtrie, die Militürverwal-
tung, die Verteilung der Kohlen und Nahrungsmittel. Zur Er-
höhung der Leiſtungsfähigkeit ſind von der Eiſenbahnverwaltung
in weiteſtem Umfang Maßnahmen getroſfen, die aber nicht aus-
reichen, falls nicht auch das reiſende und verfehrtreibende Publikum
die Eiſenbahnverwaltung unterſtützt. Tatkräftige Mithilfe und
Unterſtützung durch alle Reiſenden und Verkehrtreibenden ſind
daher zur Erfüllung der großen Aufgaben der Eiſenbahnverwal-
tung dringend erforderlich. Auf Beachtung folgender Punkte
kommt es vornehmlich an: Nicht dringliche Reiſen müſſen unter-
bleiben. Gepäck- und Expreßgüter ſind auf das notwendigſte Maß

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W W. Jacobs.

(19. Fortſetzung. Nachdruck verboten

Hinnerk nahm das Brot und verſuchte es in ſeine Taſche
zu ſtecken, wobei er ſeine alte Geſchichte, daß er es für ſeine
Kinder mit nach Hauſe nehmen wolle, erzählte und ſich
erhob.

„Sie eſſen das ſelbſt und ich werde Jhnen dann ein
paar Brote geben, die Sie mit nach Hauſe nehmen können,“
beſahl der andre.

Das Brot entglitt Hinnerks Fingern und rollte auf den
Fußboden. Ein Zuſchauer nahm es auf, wiſchte es an
ſeinem Rock ab und gab es ihm zurück.

„Nur zu,“ ſagte der große Herr und tat einen Zug
aus ſeinem Schoppen, „eſſen Sie man los.“

„Jch muß erſt meine Kinder eſſen ſehen,“
Hinnerk mit gebrochener Stimme.

„Wenn Sie das Brot nicht eſſen, werde ich einen Po
liziſten rufen und Sie verhaften laſſen,“ ſagte der andre
mit erhobener Stimme. „Jch glaube, Sie ſind ein Schwind-
ler. Wo iſt ihr Hauſierſchein?“

Jn einem Zuſtand, der mehr an Raſerei grenzte, biß

entgegnete

Hinnerk ein Stück Brot ab und verſuchte, es hinunterzu Kränkung, wartete, bis er ſicher drinnen war und ſtand
ſchlucken. Er nahm ſich eine Waſſerflaſche her und trank
einen Teil ihres Jnhalts und hatte innerhalb fünf Minuten
ebenſoviele Mundvoll verſchlungen.

„Weiter,“ ſprach der edle Spender.
„Nee, ich will nich,“ ſagte Hinnerk wütend ich will

verdamittt ſein, wenn ich's tul“
Der andre Lrhob ſich und ging zur Tür. „Kommen

Sie, bitte, mal einen Augenblick kerein, Schutzmann,“ ſagte
er ruhig.

Er trat beiſeite, und während Hinnerk mit dem Brot
in der Hand innehielt, öffnete ſich die Tür und Schorſe
und Fiedje traten ein und blickten ihn, ihre Köpſfe ſchüt-
telnd, kummervoll an. Der große Herr ſetzte ſich hin und
hachte, bis ihm die Tränen kamen, als Hinnerk, der jetzt
erkannte, daß er das Opfer eines Komplotts geworden war,
Fiedje das Brot an den Kopf warf und zur Tür ſtürztoe.
Er ging wild vor Wut die Straße hinab und ſchleuderte
die Schubbänder von ſich, feſt entſchloſſen, nichts mehr mit
ihnen zu tun haben zu wollen.

„Hallo, Hinnerk!“ rief eine Geſtalt von der andern
Seite der Straße. „Haſte Glück gehabt?“

Hinnerk ſchüttelte ſprachlos ſeinen Kopf.
„Du haſt getrunken,“ ſagte der Koch, als er herüber

kam.
„Nee,“ entgegnete Hinnerk. Dann kam ihm ein nieder-

trächtiger Gedanke, und er nahm den andern beim Arme.
„Da is 'ne Kneipe etwas weiter 'runter, Koch,“ ſagte

er mit zitternder-Stimme, „und da ſitzt 'n alter Mann in,
wegen den ich nich ganz ſicher bin. Willſte nich mal rrein-
gehn un 'n Dich ankucken?“

„Wo is ſie?“ fragte ſein argloſer Freund.
Voller Freude führte ihn Hinnerk an den Ort ſeiner

dann lauſchend hinter der Tür.
„Warum ſprechen ſie nich laut?“ ſagte er ärgerlich,

als ein undeutliches Gemurmel ſein Ohr traf. Er horchte
geſpannt, konnte aber nicht verſtehen und war gerade, alle
Geduld verlierend, im Begriff, die Tür aufzuſtoßen und
hineinzugucken, als er ein brüllendes Gelöchter vernahm.

Lachen auf Lachen eriſcholl, bis die ganze Kneipe wackelte,!

und der Ausdruck ſüßen Friedens ſenkte ſich auf ſein Antlitz,
als er ſich die Szene drinnen ausmaltoe.

„Nee, nee,“ ſagte der Koch mit ſchwacher Stimme.
Wieder ließ ſich ein brüllendes Gelächter hören, das

Hinnerk mit ſtillem Grinſen begleitete.
„Jhr bringt mich noch um,“ ſagte der Koch wieder mit

erſtickter Stimme.
„Das is für Dich nich ſchlimmer, als für mich, mein

Junge,“ meinte der Matroſe höchſt befriedigt.
Wieder erſcholl das Gelächter und Hinnerk ſchien es

zu ſeinem Erſtaunen, als wenn der Koch mit einſtimmte.
Er lauſchte noch, toll vor Beſtürzung, als er wieder die
Stimme des Kochs vernahm.

„Der arme alte Hinnerk,“ ſagte er deutlich. „Der
arme alte Hinnerk! Jch hätte was drum gegeben, wenn
ich ihn hätte ſehn können.“

Der Lauſcher richtete ſich plötzlich ſteif auf und ſchlich
dann mit angehaltenem Atem auf den Zehenſpitzen die
Straße hinunter, verfolgt von der aus der Kneipe heraus-
ſchallenden Fröhlichkeit. Er war gänz verdreht im Kopf,
aber zwei Gedanken gewannen greifhare Geſtalt in ſeinem
Hirn, während er wütend ausſchritt erſt das Syndikfot
zu zerſchmettern und dann den Koch. Mit dieſen feſten
Vorſätzen ging er wieder an Bord und in das vereinſamt
Logis, wo er ſofort in ſeine Koje kletterte und bald ſeinen
Kummer im Schlafe vergaß, in einem Schlafe ſo tief, daß
die andern, als ſie eine Stunde ſpäter heimkehrten, ihn
nicht aufwecken fonnten, bis Fiedje zu einem letzten Mittel
griff und eine Schnitte Brot nach ihm warf. Danach
mußten ſie alle die ganze Nacht wach liegen, um ihres
Lebens ſicher zu ſein.

(Fortſetzung folgt.)
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etnzuſchränken. Auf jeden einzelner und auf jedes einzelne Stück
kommt es an. Ueberfüllungen der Perſonen und Packwagen
ſühren zu Zugverſpätungen. Hierdurch werden Züge für den
Heeresbedarf und die Volksernährung in Mitleidenſchaft gezogen
und die Betriebsleiſtungen ungünſtig beeinflußt. Dazu kommt
Ausnußung, der Güterwagen bis zur angeſchriebenen Tragfähig-
teit. Zuſammenfaſſung der Beſtellungen und Zuſammenladung
der Güter für mehrere Empfänger an Orten, die in derſelben
Nichtung liegen, ſchnelle Abfuhr der Güter, auch an Sonn und
Ferertagen, gemeinſamer Bezug von Lebensmitteln Rohſtoffen
ind ſo weiter durch Jnanſpruchnahme und Bildung von Bezugs

gemeinſchaften, damit nach Möglichkeit die Abfuhr mit geſchloſſe-
nen Zügen erfolgen kann. Weiter treten hinzu Vereinfachung
des Verkehrs Aand deſſen Anpaſſung an die örtlichen Verhältniſſe
der Bahnhöfe. Die Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Eiſen
ahnen trägt in militäriſcher wie wirtſchaftlicher Beziehung mit
i erſter Linie zu einem erfolgreichen Ausgang des Krieges bei.
Die Eiſenbahnen müſſen daher in dieſer Zeit in erſter Linie dazu
dienen, die Bedürfniſſe des Heeres, der Volksernährung und der
Kriegswirtſchaft zu befriedigen. Der Ernſt der Stunde verlangt,
aß jeder zu ſeinem Teile zur Entlaſtung der Eiſenbahnen bei-
tragk.

e Ueber die Lage im Tabakwarenhandel wird uns von inter
ſſierter Seite geſchrieben: Jn Raucherkreiſen hat die Nachricht
non der Aufhebung des holländiſchen Ausfuhrverbots für Tabak

n Glauben erweckt, daß nunmehr wieder reichlich Tabakfabrikate
für den freien Verkehr vorhanden ſein müßzten. Man hört ſogar
nitunter ausſprechen, daß die Händler die Tabakwaren zurück-

hielten, um dadurch höhere Preiſe zu erzielen. Dieſe Anſchau-
ngen der Raucher ſind durchaus irrige. Die Aufhebung des
ländiſchen Ausfuhrverbots für Tabak bedeutet keineswegs, daß
nun wieder Tabak in unbeſchränkten Mengen aus Holland ein-
teführt werden kann. Die Einfuhr wird vielmehr durch die
Deutſche Tabakhandelsgeſellſchaft in Bremen, der allein das Recht
zur Einfuhr und zur Erteilung von Einfuhrerlaubnis zuſteht, in
den engſten Grenzen gehalten. Es werden nur die allernötigſten
Mengen an Tabat eingeführt, um durch dieſe Beſchränkung zu
rerhindern, daß dieſe Einfuhr das Sinken unſrer Valuta fördere.
Die eingeführten Mengen ſtehen deshalb in gar keinem Vergleich

zu den im Frieden eingeführten Tabakmengen. Des weiteren
haben die beiden Tabakhandelsgeſellſchaften in Bremen und in
Mannheim die Rohtabakmengen, welche von der Zigarreninduſtrie
und der Rauchtabakinduſtrie monatlich verarbeitet werden dürfen,
kontingentiert, ſo daß die für die Jnduſtrie zur Verarbeitung
zugelaſſene Menge knapp zwei Drittel der Friedensverarbeitung
qusmacht. Von dieſer verringerten Produktion ſind aber 75 Pro-
zent für die Heeresverwaltung beſchlagnahmt, ſo daß für den
freien Handel nur ein winziger Teil übrigbleibt, der dem Handel
zum Vertrieb an die Zivilbevölkerung überlaſſen iſt. Dieſe ge-
ringen Mengen ſucht der Handel nun möglichſt gleichmäßig auf
die Raucher zu verteilen, um das Hamſtern mit Tabakfabrikaten
zu verhindern. Der Handel folgt damit nur der Anregung der
Reichsbehörden, welche es vermeiden wollen, daß man zu einer
Nationierung des Tabakverbrauchs ſchreiten müſſe, für welche
brigens ein gangbarer Weg nicht gefunden werden kann. Die

Händlerverbände bemühen ſich, daß dem freien Handel aus-
reichende Mengen von Tabakfabrikaten zur Verfügung geſtellt
werden. Es iſt dafür aber wenig Ausſicht vorhanden, weil die
Bedürfniſſe der Heeresverwaltung unbedirigt vorgehen und man
aus Gründen der Valutahebung die Einführung von Tabak ſo
niedrig balten will wie nur möglich. Mit der Einfuhr von Zi-
garettentabak liegt es gang ähnlich. Die Preisſteigerung für
Zigarettentabak iſt noch weit ſchlimmer als bei den Zigarren-
abaken. Die Zigarettentabake koſten heute durchſchnittlich 30 Mk.
das Kilo. Das Verhalten des Handels mit Tabakwaren, nur
kleine Mengen von Rauchmaterial abzugeben, iſt deshalb eine
Maßnahme, zu der er nur notgedrungen geſchristen iſt, um den
geringen Vorrat zu ſtrecken. Die rauchende Bevölkerung muß
ſich deshalb mit der Beſchränkung ihres Rauchgenuſſes aus vater-
ländiſchem Jntereſſe abfinden. An der Preisſteigerung iſt aber
der Detagilhandel in keiner Weiſe ſchuld. Sie iſt herbeigeführt
durch die außerordentliche Verteurung der Produktion infolge der
hohen Tabakpreiſe fowohl für Jnland- wie für Auslandtabak.
Der Handel begnügt fich vielmehr mit einem geringern prozen-
tualen Verdienſt als im Frieden.

Diebsgut. Bei einem Speditionsgeſchirrführer wurden ge-
legentlich einer Durchſuchung ein blau und weiß geknüpſtes Netz mit
fünf weißen Tennisbällen gefunden. Da die Bälle wahrſcheinlich aus
heraubtem Transportgut ſtammen, werden der Eigentümer oder Per-
ſonen, die ſachdienliche Angaben machen können, erſucht, ſich bei der
Kriminalabteilung Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 71 oder 73) zu melden.
Dort liegen auch die Bälle zur Anſicht aus.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Es lebe das Leben. Drama von Hermann Suder-
mann. Es gibt Pflichten, denen ſich ein Theater nicht entziehen
tann. Dazu gehört die Aufführung literariſch zwar wertloſer, aber mit
literariſchen Allüren auftretender Stücke, weil das die Vervollſtändigung
der Kenntnis unſrer dramatiſchen Produktion erfordert. Dazu gehört
auch die zu gewiſſen Zeitpunkten mechaniſch notwendig werdende Ehrung
ſolcher Bühnenſchriftſteller, die vom literariſchen Standpunkt aus
entweder überhaupt keine oder wenigſtens eine ganz ungenügende
Bedeutung zur Rechtfertigung ſolcher Ehrungen haben. die aber doch
immerhin in der dramatiſchen Produttion ſo ſtark hervorgetreten ſind.
daß ſie nicht gut übergangen werden können. Aus dieſen beiden
Gründen konnte auch das Stadttheater ebenſowenig an der Aufführung
Sudermannſcher Stücke vorübergehen, wie an ſeinem 60. Geburstag,
der nach alter Sitte (ob auch guter, bleibe dahingeſtellt) bei jedem
Dramatiker von einiger Bedeutung gefeiert wird. Aber damit iſt nicht
geſagt, daß auch die Kritik in Feierſtimmung kommen und den Jubi-
lanten feiern ſoll, wie umgekehrt auch vom Stadttheater zu wünſchen
wäre, daß es Sudermann nicht über Gebühr hervorhebt. Denn um
es geradeheraus zu ſagen Sudermann entſpricht mit ſeinen Bühnen
ſchöpfungen ſo wenig den notwendigſten literariſchen Anforderungen,
daß er für jeden auch nur halbwegs entwickelten Geſchmack
der glücklicherweiſe ſchon längſt in immer breitere Schichten gedrungen
iſt als ſo gut wie vollſtändig erledigt betrachtet werden
kann. Sudermann hat ohne Zweifel einmal ein Bedürfnis ausgefüllt.
Das war vor etwa 20 bis 25 Jahren, als die moderne, ſozial
realiſtiſche Dichtung in revolutionärem Sturm und Drang aufbegehrte,
aber mit ihrer plötzlichen kraſſen Abkehr von der überkommenen
Seichtigkeitenliteratur der damaligen Zeit noch nicht ſo recht Fuß zu
faſſen vermochte. Da ſpielte Sudermann den Vermittler. Er be-
handelte ebenfalls moderne Probleme: ſoziale und rein geſellſchaftliche,
ſamt den Konflikten, die daraus für das Zuſammenleben einzelner
und der Geſamtheit in geiſtigen und materiellen Dingen entſtanden
ſind: behandelte ſie aber in einer Weiſe, die einen allmählichen Ueber
gang ſchaffte: faſt durchweg relaliſtiſch in. der Sprache, doch gehäuft
mit rein äußerlichen Theatereffekten, ſowohl nach der dramatiſchen wie
nach der gefühlsduſeligen Seite hin, geſpickt mit Geiſtreichigkeiten und
billigen Problemſtellungen. So nahm er die Zuhörer für ſich gefangen.
Er trug der allgemeinen Zeitſtrömung genügend Rechnung, mutete
aber ſeinen Zuhörern nicht gleich übermäßig viel zu, unterhielt ſie
zudem noch auf eine angenehme Weiſe. Dieſe Zeiten ſind aber heute
(glücklicherweiſe längſt dahin. Die Welt iſt auch innerlich tief auf
gerüttelt worden, hat modern denken und fühlen gelernt, und ſieht
infolgedeſſen alles, was man ihr an modernſozialen Verhältniſſen auf
der Bühne vorfſetzt, mit vielfach geſchärften Augen an, alles verwerfend,
was ihr nicht entſpricht, und alles feiernd, was ihre innerlichen Vorgänge
am getreueſten zum Ausdruck bringt. Und deshalb iſt Sudermann heute
ſo gut wie erledigt. Was ihn hält, das iſt allein noch ein Teil ſeiner äußerſt
geſchickten Mache, ſeiner raffiniert ausgeklügelten Kuliſſenſpielerei, dazu
das Bluffen mit dem Beriechen moderner Probleme. Aber auch das

wird noch bald dahin ſein. und dann wird man an Sudermann nur
noch ein Erinnern haben wie an Kotzebue oder Sardou, oder auch wie
an eine Verbindung von Philippi und Meyer-Förſter. Wie ſehr er
bereits erledigt iſt, kann am beſten beobachten, wer Gelegenheit gehabt
hat, dieſer Tage gleich mehreren Sudermann-Ehrnngen beiwohnen zu
können. Um nur von der hier in Frage kommenden zu reden: welch
unerträgliches Gequäle iſt doch dieſes „Es lebe das Leben“! Fünf
Akte lang zerrt Sudermann eine einzige Jdee über die Bühne und ver
facht ſie immer wieder unter Anwendung der gewagteſten Kuliſſen
reißerei zu galvaniſieren. Dieſe Jdee aber beſteht in nichts anderm,

lichen Gebundenſeins an zwei andre Menſchen ſich vor langen Jahren
auch einmal gänzlich hingegeben haben, und daß ſie nun, da die Sache
ruchbar wird, an ihrer „Standesehre“ (ſie gehören dem Adel an) zer-
ſchellen. Daraus hätte ja ſchließlich ein Dichter noch etwas machen
können, wenn auch unter Vorliebnahme von nur drei Akten. Aber
Sudermann iſt kein Dichter wenigſtens kein dramatiſcher, und
deshalb reitet er ſeine Jdee zu Tode, bietet weder Geſtal-
tung noch Entwicklung und weiß am Ende keinen beſſern
Ausweg, als daß ſich ſeine ſo ſchön redende und vor allem ſo
lebensſtark ſein ſollende Heldin durch Gift erledigt. Wenn man das
ſieht, dann fragt man ſich unwillkürlich: Warum nur ſo viel Geſchrei
Die Sache hätte in einem Akt abgetan werden können. Und nötig
wären hierzu gerade drei, allerhöchſtens vier Perſonen geweſen, alles
übrige iſt Brimborium. Aber freilich, dann wäre kein abendfüllendes
Stück daraus geworden, und vor allem wäre Sudermann um alle ſeine
ſo ſchön ausgeklügelten Pointen g. ommen, und das wieder hätte ihn
um allen Erfolg gebracht, ſintemalen ja ſeine Jdee und er ſelbſt zu
ſchwach ſind. als daß ſie durch ſich wirken könnten. Schade um den
Abend, ſagt man ſich, und findet Troſt nur in der Betrachtung, daß
wir über alles das längſt hinaus ſind und ſo viel ſchöneren, höheren
Zielen zuſteuern.

Die Aufführung war beſonders bemerkenswert durch Fräulein
Biedermann als Gräfin Beate, die mit ihrem fein abgetönten,
gedämpftreſignierten Spiele den mehr leidenden Charakter ihrer Rolle
gut hervorzuheben wußte. Völlig unzulänglich war aber Herr Ziſtig
als ihr Gegenſpieler Baron Völkerlingk: er fand auch nicht einen
warmen, herzlichen Ton, und bewegte ſich im übrigen ſo, daß man
ihm unmöglich den Baron glauben konnte. Von der übrigen Be
ſetzung iſt nichts Bemerkenswertes zu ſagen. cw.

Stadttheater. Heute Freitag wird Leo Leipzigers Zeitbild
„Stahl und Gold“ wiederholt, anſchließend wird der dionyſiſche
Schwank „Jahrmarkt in Puls nie von Watter Harlan gegeben
Morgen Sonnabend findet das erſte diesjährige Sinfonie
Konzert ſtatt. Die muſikaliſche Leitung des Konzerts übernimmt
Kapellmeiſter Oskar Braun. Als Soliſt iſt der bekannte Pianiſt
Edwin Fiſcher gewonnen worden. Beerinn des Konzerts 8 Uhr.
Am Sonntag wird nachmittags die Operette Wiener Blut
als Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen gegeben, abends
72 Uhr kommt Richard Wagners „Tannhäuſer“ mit Kammer
ſänger Oskar Bo!z als Gaſt zur Aufführung. Am Montag findet
die erſte Vorſtellung im Reigen moderner ſatiriſcher Komödien ſtatt,
und zwar gelangt Gerhart Hauptmanns Diebskomödie „Der Biber-
pel z“ zur Aufführung.

Reformationsfeier im Stadttheater. Die Leitung des
Stadttheaters hat Friedrich Lienhards Luther auf der Wart-
vurg“ zur Aufführung im Stadttheater erworben. Das Schauſpiel
wird am 31. Oktober (Reformationsfeſt) erſtmalig gegeben werden.

Aus der Provinz.
Bitterfeld. Arge Mängel der Krankenkaſſe. Unter

der Arbeiterſchaft werden die Einrichtungen der Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe für den Kreis Bitterfeld ſehr bemängelt, die den Bedürfniſſen der
gegenwärtigen Zeit nicht entfernt gerecht werden. Daß die Kaſſe ſo gut
wie keine über das geſetzliche Mindeſtmaß hinausgehenden Mehrleiſtungen
hat, ſei ihr ſchließlich noch verziehen. Daß ſie aber auch die Regel-
leiſtungen auf das niedrigſte Maß herabdrückt, muß einmal kritiſiert
werden. Die Kaſſe hat nicht wie jede andre moderne Kaſſe für die
Feſtſetzung des Grundlohns verſchiedene Lohnklaſſen eingerichtet, ſondern
Abſtufungen nach dem Beruf und dem Alter der Verſicherten
getroffen. So bilden z. B. die Betriebsbeamten, Werkmeiſter und
ähnliche Angeſtellte die 1. Klaſſe, die Vorarbeiter, Maſchiniſten uſw.
die 2. Klaſſe, die ſonſtigen erwachſenen männlichen Kaſſenmit
glieder die 3. Klaſſe uſw. Die „Grundlöhne“ in dieſen Klaſſen
betragen 4, Mark, 3,20 Mark, 2,60 Mark uſw. Dem zufolge
beträgt nun das Krankengeld für einen Betriebs-
begamten 2 Mark, einen Vorarbeiter 1,60 Mark,
einen ſonſtigen erwachſenen männlichen Arbeiter
1,30 Mark pro Tag. Nach den Feſtſetzungen in den übrigen
Klaſſen beträgt das Krankengeld für eine erwachſene weibliche Arbeiterin
65 Pfennig, ein männliches Kaſſenmitglied von 16 bis 21 Jahren
1,10 Mark, ein weibliches Kaſſenmitglied zwiſchen 16 und 21 Jahren
55 Pfennig, ein männliches Kaſſenmitglied unter 16 Jahren 50 Pfennig
und ein weibliches gleichaltriges Mitglied 40 Pfennig. Das ſind doch
Entſchädigungen. bei denen ſchon ein geſunder Menſch innerhalb der erſten
Woche verhungern muß, geſchweige denn ein kranker, der doch viel mehr
braucht! Bei dieſen geringen Grundlöhnen ſind auch die andern
Kaſſenleiſtungen entjprechend niedrig, wie z. B. das Wochengeld, das
Sterbegeld uſw. Die Benachteiligungen haben auch auf die Jnva-
lidenverſicherung Einfluß, da ſich die Zuteilung der Verſicherten
zu den Klaſſen dieſer nach den erwähnten Grundlöhnen der zuſtändigen
Stufe in der Krankenverſicherung richtet. Die Arbeiter ſind deshalb
in der Jnvalidenverſicherung in einer viel zu niedrigen Klaſſe. Die
ganzen Einrichtungen entſprechen längſt nicht mehr den wirklichen
Lohnverhältniſſen. Es läge doch auch im eignen Intereſſe der Kaſſe
ſelvſt, wenn ſie die Klaſſifizierung nach Lohn ſtufen vornähme, denn
ſie erzielte dann höhere Einnahmen für ihre ſonſtigen Aufgaben. Wenn
aber die Kaſſenverwaltung ſelbſt nicht ſo
veſſerungen zu treffen, dann ſollten wenigſtens die Verſicherungsbe
hörden eingreifen.

Eisleben. Konſervativer Landtagskandidat. Sur
die Landtagserſatzwahl des Mansfelder Kreiſes, welche durch die Er
nennung des bisherigen Abgeordneten v. Haſſell zum Oberpräſidialrat
nötig geworden iſt und am 24. Oktober ſtattfinden ſoll, wurde der
konſervative Rittergutsbeſitzer Regierungsaſſeſſor Bartels in Walbeck als
Kandidat aufgeſtellt. Gegenkandidaten werden nicht ernannt.

Hohenmölſen. Einbruchsdiebſtähle ſind des Nachts
abermals in Werben verübt worden. Aus einem Gehöft wurden
einige 20 Hühner, aus einem andern Gehöft Gänſe geſtohlen. Um
den Diebſtahl ficher zur Ausführung bringen zu können, wurde etwa
8 Tage vorher aus dem einen Gehöft der wachſame Hund beſeitigt.
Es handelt ſich offenbar um die nämlichen Diebe. die bereits vor
14 Tagen mit großer Dreiſtigkeit in Dobergaſt ähnliche Diebſtähle aus
geführt haben.

Arge Enttäuſchung ſo wird von andrer Seite be
richtet erlebte ein am Montag abend a dem Felde kommender
Manun, der eine weite Wegſtrecke zu Fuß zurückgelegt hatte. um nur
noch des Nachts bei der Familie einzutreffen. Nach wiederholtem
Klopfen wurde ihm nicht aufgemacht. Nichts Gutes ahnend, ging der
brave Feldgraue zur Polizei und mit Hilfe des Polizeiſergeanten er
langte er endlich, daß ſeine Frau munter wurde. Aber zugleich mit
der Erhebung der „beſſern Hälſte“ aus dem „Schlafe“ nahm ein Mann
aus dem nach dem Hofe zu gelegenen Fenſter Reißaus. Er ſprang auf
ein Stalldach und konnte von da nicht weiter, ſo daß er feſtgehalten
werden konnte. Natürlich hat der brave Kriegersmann, nachdem er
feine Kinder begrüßt hatte, davon abgeſehen, Schlafſtelle in ſeiner
Wohnung zu nehmen. Die treuloſe Frau ſteht ſchon länger in dem
Verdacht, die eheliche Treue nicht zu halten. Der „Pſeudo“Mann aber,
welcher ſich ſo ſorglos andrer Kriegerfrauen angenommen, konnte ent
rüſtet tun, als ſich vor nicht langer Zeit ſeine Frau wegen vorgekommener
häuslicher Differenzen mit Schwefelſäure zu vergiften ſuchte.

e. e e

als daß zwei innerlich zuſammengehörende Menſchen trotz ihres ehe

o einſichtig iſt, hier Ver

Merſeburg. Vom ſtädtiſchen Krankenhaus. Mit
der Kreisverwaltung beſtand bisher ein Uebereinkommen dahin,daß der Kreis der Stadt zu den Koſten des ſtädtiſchen Kranken-

hauſes einen Zuſchuß von 5000 Mark zahlt, wogegen die Stadt-
gemeinde ſich verpflichtet hatte, dem Landkreis dauernd 20 Betten
frei zu halten und in dieſen Betten, Bewohner des Landkreiſes
zu den Sätzen der Einheimiſchen zu verpflegen. Man iſt auf dieſe
Zahlen gekommen, weil ſeinerzeit der dem Krankenhaus zu lei-
ſtende Zuſchuß 20 000 Mark bei 80 Betten betrug. Wenn davon
der vierte Teil für Einwohner des Landkreiſes frei gehalten wurde.
ſo wollte der Kreis dafür den vierten Teil des baren Zuſchuſſes
tragen. Dieſe Verhältniſſe haben ſich nun während des Krieges
a zuungunſten der Stadt geändert, und zwar dzswegen, weil
urch das Leunawerk und die Induſtrie im Landkreis das ſtädtiſche

Krankenhaus ganz außerordentlich durch die Kranken aus dem
Landkreis in Anſpruch genommen wurde, ſo daß nicht nur die
20 Betten ſtändig belegt waren, ſondern daß das Krankenhaus in
der Hauptſache jetzt durch Kranke aus dem Landkreis belegt iſt.
So ſind abgeſehen von den militäriſchen Kranken in dem
Vierteljahr Oktober bis Dezember 1916 nur 2551 Einheimiſche
e worden gegen 3853 aus dem Landkreis. Jn dem erſten
Vierteljahr 1917 2909 Einheimiſche gegen 5418 Kreisangehörige,
im zweiten Vierteljahr 1917 2414 Einheimiſche gegen 6978 Kreis-
angehörige. Auch der Juli und Auguſt hat eine weitere Steige-
rung der Kreisangehörigen gebracht. Bei dieſer Sachlage leiſtet
die Stadt erhebliche bare Zuſchüſſe zu der Aufnahme und Behand-
lung der Kranken aus dem Landkreis, was nicht die Abſicht de
damaligen Uebereinkommens war. Dieſe Abſicht ging vielmehr
dahin, daß der Kreis durch Uebernahme der geſamten dafür ent
ſtehenden Mehrkoſten die Sicherheit haben wollte, daß ihm 20 Bett
ten jederzeit zur Verfügung ſtünden. Nicht ſollte damit beab-
ſichtigt ſein. daß damit die Stadtgemeinde Merſeburg erhebliche
finanzielle Opfer für die Einwohney des Landkreiſes brachte. Jn
Würdigung dieſes Umſtandes hat der Kreisausſchuß ſich damit
einverſtanden erklärt, daß das beſtehende Abkommen mit dem
1. Juli 1917 aufhört und von da an lediglich der allgemeine neu
beſchloſſene Tarif für das ſtädtiſche Krankenhaus zur Anwendung
kommt. Dieſe Reglung iſt in beiderſeitigem Einverſtändnis ge
troffen und entſpricht durchaus der Billigkeit.

Merſeburg. Die Fettmenge für die Woche bis 6. Ok-
tober beträgt auf die gewöhnlichen Fettmarken (Verſorgungsberechtigte)30 Gramm und auf Zuſatzfettmarken 50 Gramm. Da die erwieſen

Fettmenge nicht vollſtändig ausreicht, können zunächſt nur die Ver
kaufsſtellen 1 bis 10 beliefert werden. Wegen der Zuteilung für die
Butterſtellen 11 bis 14 (Näthers Nachf., Markt; Schanze Nachf., Kl.
Ritterſtraße Verkaufsſtelle Konſumverein, An der Geifel; Trommer,
Unteraltenburg) erfolgt noch beſondere Bekanntmachung. Bis dahin
dürfen dort Fettmarken noch nicht abgegeben und angenommen werden.

Tödlich verunglückt. Jm Betriebe der Gewerkſchaft
„Michel“ in Großkayna verunglückte dieſer Tage der Landſturmmann
Karl Ermiſch von hier tödlich. Er war zur Kohlenbeförderung nach
der Heimat beurlaubt worden und ſtand im 26. Lebensjahr.

Weißenfels. Großer Schuhdiebſtahl. Jn der Nacht
zum Dienstag ſind Diebe in die Lagerräume der Naumburger Straße 598
befindlichen Schuhfabrik eingedrungen und haben 73 Paar Borcalf-
OeſenDamenſtiefel Nr. 36 bis 42 geſtohlen. Ferner wurden aus der
hinter dem Grundſtück ſtehenden Gartenlaube eine Tiſchdecke und zwei
Gardinenſchals entwendet. Am 2. d. M. wurden aus dem in der
Leipziger Straße 118 gelegenen Gutshof ſechs Kaninchen geſtohlen.

Wittenberg. Abgebrannt. Am Dienstag früh kurz vor
6 Uhr wurde die Feuerwehr durch den Anſchlag der Sturmglocke nach
denn Dampfſägewerk des Zimmermeiſters Adolf Thondorf junior an
der Belziger Chauſſee gerufen. Dortſelbft war in dem Maſchtnenhaus
ein Brand entſtanden, der in dem trockenen Holz und Kohlenvorräter
reichlich Nahrung fand, ſo daß das Gebäude ſehr bald vollſtändig ein
geäſchert wurde. Nur mit vieler Mühe gelang es den Rettungsmann
ſchaften, die aus Holzwerk aufgeführte Sägemühle zu halten. Uebex
die Entſtehungsurſache des Brandes. der durch die rrftteigerabdt
ſchwarzen Rauchſchwaden der brennenden Dachpappe ſehr weit ſichtvar
war, konnte nichts Beſtimmtes feſtgeſtellt werden.

Treibriemendiebſtahl. Unter dem dringenden Verdacht,
in einem hieſigen größern Werke einen Treibriemen geſtohlen zu haben,
wurde der Arbeiter Otto Röder feſtgenommen. Bei einer Durchſuchung
ſeiner Wohnung wurden auch Teile eines Riemens ſowie andre geſtohlene
Gegenſtände gefunden.

Fahrraddiebſtahl. Während der Kaufmann Wakter
Steinfeld von hier ſein Fahrrad im Werte von 60 Mark, Marke
„Adler“, für kurze Zeit unbeaufſichtigt vor dem Hauſe Koswiger Straße 9
hatte ſtehenlaſſen, iſt es dort geſtohlen worden. Als Täter kommt ein
etwa 20jähriger Mann von unterſetzter Figur in Frage.

Zeitz. Aenderung in der Zuckerbelieferun g. Vom
1. November an wird die Lieferung von Zucker gemäß einer Verord-
nung des Oberpräſidenten einer grundſätzlichen Aenderung unterzogen.
Der Zucker wird dem Kleinhändler nicht mehr von der Stadt, ſondern
vom Großhändler geliefert. Die Zuckermenge wird für den Kopf und
Monat auf 750 Gramm ermäßigt. Als Ausgleich dafür erhalten
Säuglinge, kleine Kinder, werdende und ſtillende Mütter Zuckerzuſatz
karten. Die betreffende Anordnung wird ſpäter veröffentlicht. Um
Stockungen im Zuckerverkehr zu vermeiden, werden am 6. Oktober die
neuen ProvinzialZuckerkarten für November an jedermann vom Brot
pfleger ausgegeben. An jeder Marke hängt (wie bei unſern Lebens
mittelmarken) ein beſonderer Abſchnitt, der zur Beſtellung des Zuckers
ſpäteſtens am 8. Oktober einem hieſigen Kleinhändler zu übergeben iſt.
Bei dieſem kann im November der beſtellte Zucker e Abgabe de
eigentlichen Zuckermarke gekauft werden. Man w genau darauf
achten, daß zunächſt nur die kleine Beſtellmarke und ſpäter beim Kauf
die Zuckermarke abgegeben wird. Die Marken ſind klein, Erſatz findet
grundſätzlich nicht ſtatt.

Aus der Parteibewegung.
Zum Würzburger Parteitag. Der ſozialdemokratiſche Partei

verein Breslau nahm in einer Mitgliederverſammlung Stellung zum
Parteitag. Genoſſe Löbe beſprach in einem Vortrag die Tagesordnung
des Parteitags, insbeſondere die hochwichtigen Anregungen der Referenten;
dieſe ſind bereits zum Abdruck gekommen. Genoſſe Löbe empfahl den
Antrag Frankfurt a. M. zur Annahme, der eine völlige Amneſtie
und die ſofortige Freilaſſung aller wegen politiſcher Vergehen Ver
urteilten und Jnhaftierten verlangt. Die Verſammlung ſtimmte dieſem
Antrag zu und wählte als Delegierten die Genoſſen Löbe und Peikert.

Kleine Chronik.
Die Villenbeſitzerin auf Ranbzügen.

Aus Dresden wird geſchrieben: Jn den letzten Monaten
hatten ſich im Umkreis von Pirna Einbruchsdiebſtähle in großem
Maßſtab gehäuft. Ein myſteriöſer Räuber mit einer ſchwarzen Maske
machte die Gegend unſicher und erbeutete u. a. bei einer Holzhändlers
witwe, in deren Wohnung er einbrach und die er mit dem Revolver
bedrohte, 8000 Mark. In kurzen Abſtänden ausgeführte Einbrüche
brachten ihm bald 3500 Mark in barem Gelde, bald apiere in
Höhe von über 10 000 Mark ein. Ein großes Polizeiaufgebot fahndete
längere Zeit vergeblich nach dem Verbrecher, bis in dieſen Tagen die
dunkle Angelegenheit eine ſenſationelle Wendung nahm. Der Verdacht,
mit den Einbrüchen im Zuſammenhang zu ſtehen, hatte ſich
auf die Gattin eines als Offizier im Felde ſtehenden Säge
werkbeſitzers gelenkt. Eine Hausſuchung in der Villa der
reichen Frau ſörderte denn auch umfangreiches Beweismaterial
zutage. Die Frau hatte in der Abwesenheit ihres Mannes mit einem
20 Jahre alten Gehilfen ein Verhältnis angeknüpft und dieſen ver
leitet, die Raubzüge und Einbrüche auszuſühren. Der junge Mann,
der nach ſeiner Verhaftung angab, unter dem hypnotiſchen
Einfluß der Frau geſtanden zu haben, mußte ſich das Geſicht
ſchwarz färben, um bei ſeinen Verbrechen unerkannt zu bleiben.
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